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A. Vorbemerkung  

 

Die Beschwerdeführenden sind brandenburgische Kinder und Jugendliche sowie drei 

von der Klimakrise unmittelbar betroffene brandenburgische Grundstückseigentümer, 

die sich für eine landesgesetzlich geregelte Klimapolitik einsetzen.  

 

Sie rügen, dass der brandenburgische Landesgesetzgeber weder eine gesetzliche 

Struktur zur Gewährleistung einer halbwegs gleichmäßigen Grundrechtsbelastung über 

die Generationen geschaffen hat, noch diese schaffen will. Es gibt kein Landesklima-

schutzgesetz in Brandenburg, es soll auch keines geben. Geplant ist ein lediglich ver-

waltungsintern bindender administrativer Klimaschutzplan, der ohne demokratische Mit-

wirkung des Landesparlaments zustande kommt.1 Dieser Plan soll nach der Ankündi-

gung des zuständigen Ministeriums ab 2022 umgesetzt werden.2 Nach einer am 25. Juni 

2021 durchgeführten Veranstaltung des Umweltministeriums ist jedoch damit zu rech-

nen, dass der Plan nicht vor 2022, wahrscheinlich erst im Herbst 2022 vorgelegt werden 

soll.3 Ein solcher Plan hat jedoch keine Außenwirkung, wenn er nicht gesetzlich abgesi-

chert ist.4 Verfehlt der beabsichtigte Klimaschutzplan seine Wirkung oder werden ein-

zelne Ziele des inhaltlich im Detail der Öffentlichkeit noch nicht bekannten Plans verfehlt, 

bestünde kein Rechtsschutz der Beschwerdeführenden, mit dem sie auf eine unverzüg-

lich Nachjustierung drängen könnten, damit ihre Freiheitsrechte in späterer Zeit nicht 

plötzlich unverhältnismäßig stark eingeschränkt werden.  

 

Diese Rechtslage verletzt die Grundrechte der Beschwerdeführenden. Es bedarf einer 

gesetzlich abgesicherten klimaschutzrechtlichen Governance-Struktur auch auf Ebene 

der Bundesländer. Ohne eine solche Struktur ist die gesetzliche Regelung des deut-

schen Klimaschutzes unvollständig. Denn es werden vor allem die Bundesländer sein, 

die mit ihrem ordnungsrechtlichen Instrumentarium im föderalen System in Freiheits-

rechte eingreifen, wenn der Klimaschutz nicht wie erforderlich gelingt. Es bedarf also 

 

 
1 https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/klimaschutz/. Ein Gesetzentwurf aus dem Jahr 2014 für ein 
Klimaschutzgesetz scheiterte:  5 8523 GE Klimaschutzgesetz.pdf (gruene-fraktion-brandenburg.de). 
2 https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/. 
3 https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/aktuelles/presseinformationen/detail/~21-06-2021-auftaktveranstaltung-zum-
klimaplan. 
4 Siehe bereits VG Berlin, Urt. v. 31.10.2019 – 10 K 412.18, juris („Greenpeace u.a.“).  
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einer gesetzlichen Struktur, die nicht nur eine Hälfte des föderalen Mehrebenensystems 

(den Bund), sondern auch die andere Hälfte (die Länder) einbezieht.   

 

Das Bundesverfassungsgericht hat durch Beschluss vom 24. März 2021 (1 BvR 

2656/18, 1 BvR 78/20, 1 BvR 96/20, 1 BvR 288/20) das Klimaschutzgesetz des Bundes 

(KSG) in Teilen für verfassungswidrig erklärt, weil dessen Vorschriften die Gefahr mas-

siver künftiger Grundrechtsbeeinträchtigungen begründet und damit die Pflicht des Ge-

setzgebers, die nach Art. 20a GG verfassungsrechtlich notwendigen Reduktionen von 

Treibhausgasemissionen bis hin zur Klimaneutralität vorausschauend in grundrechts-

schonender Weise über die Zeit zu verteilen, verletzt. 

 

Statistisch gesehen werden die jungen Beschwerdeführenden noch bis (weit) über das 

Jahr 2080 leben.5 Ohne zusätzliche Maßnahmen könnte sich die Erde im Laufe ihres 

Lebens um mehr als 4 °C erwärmen. In einem solchen Szenario drohen in Deutschland, 

insbesondere in Brandenburg6, jedes Jahr tödliche Hitzewellen, starke Atemwegsbelas-

tungen durch Waldbrände, deutlich ansteigende Feinstaubbelastungen und Ozonbil-

dung, eine größere Ausbreitung von Allergien und Krankheiten, sowie regelmäßiger 

Starkregen und andere Extremwettereignisse. Die Lebensgrundlagen der Beschwerde-

führenden werden zusätzlich durch das ungewisse Eintreten von sogenannten Kipp-

punkten bedroht. Beim Eintreten von Kipppunkten, beispielsweise einem Abbruch des 

Golfstroms, und folgenden Kettenreaktionen drohen apokalyptische Umweltveränderun-

gen.  

 

Mit dem vorliegenden Rechtsstreit wenden sich die Beschwerdeführenden gegen das 

Unterlassen des brandenburgischen Gesetzgebers, überhaupt ein Klimaschutzgesetz 

vorzulegen.  

 

Erster Grund dafür ist, dass eine Klimaschutzkodifizierung, die sich auf den Bund be-

schränkt, im föderalen Mehrebenensystem zu kurz greift. Die Länder tragen im föderalen 

Gefüge der Verfassung des Grundgesetzes eine wesentliche (Mit-)Verantwortung für 

den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, ihre Sicherung für künftige Generationen 

 

 
5 Statistisches Bundesamt, Kohortensterbetafeln für Deutschland, 2017, S. 343 f., 943 f. 
6 Siehe ausführlich Reimer/Staudt, Deutschland 2050 – Wie der Klimawandel unser Leben verändern wird, 2. Aufl. 
2021, S. 39 f.; 128 f., 305-307. 
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sowie für die Gewährleistung der Freiheitsrechte im Rahmen des eigenen Kompetenz-

bereichs. Mehr noch: Die den Ländern zustehenden Eingriffsbefugnisse für potentielle 

zukünftige Freiheitsbeschränkungen sind sogar größer als diejenigen, die der Bund ohne 

die Länder ergreifen könnte. 

 

Überall dort, wo das Land Brandenburg hoheitliche Aufgaben in eigener Verantwortung 

ausführt (sei es die Wahrnehmung originärer Gesetzgebungskompetenzen, den Vollzug 

von Bundes- oder Landesgesetzen durch die Landesbehörden oder die nicht-vollzie-

hende Verwaltung), ist es ebenso wie der Bund an das verfassungsrechtliche Klima-

schutzgebot aus Art. 20a GG gebunden und verpflichtet, wirksame Vorkehrungen zur 

Verfolgung und zum Erreichen der Klimaschutzziele des Pariser Abkommens zu treffen, 

um auch in Zukunft eine angemessene Ausübung grundrechtlicher Freiheitsrechte ge-

währleisten zu können.  

 

Zweiter Grund ist, dass ein bloßer exekutiver Klimaschutzplan als reines unverbindliches 

Innenrecht, welches jederzeit geändert werden kann, diese grundrechtliche Lücke nicht 

zu schließen vermag. Den Beschwerdeführenden stünde bei einem bloßen innenrecht-

lichen Plan auch kein Rechtsschutz zur Verfügung, mit dem sie auf Zielverfehlungen des 

Planwerks reagieren können. Es bliebe im Belieben der Administrative, zu entscheiden, 

ob und wann man reagiert, verbunden mit dem Risiko, dass zu spät reagiert wird und 

Freiheitsrechte dann drastisch eingeschränkt werden. 

 

In der Begründung dieser Verfassungsbeschwerde werden die Beschwerdeführenden 

dies ausführlich darlegen.  

 

Die Beschwerdeführenden werden dabei, wie in den Verfahren 1 BvR 78/20 und 96/20, 

durch eine anerkannte Umweltvereinigung, die Deutsche Umwelthilfe e.V., unterstützt. 

 

In rechtlicher Hinsicht verteidigen die Beschwerdeführenden auch hier ihre verfassungs-

rechtlich gewährleisteten Grundrechte. Ihnen geht es mit dieser Beschwerde nicht da-

rum, dem Landesgesetzgeber und/oder der Landesregierung konkrete und gerichtlich 

festzusetzende Detail- und Umsetzungsmaßnahmen aufzuerlegen. Insofern verkennen 

sie ihre rechtlichen Möglichkeiten nicht. Es soll weiter der Abwägung und Entscheidung 

des Gesetzgebers und der Landesregierung unterliegen, wie die gebotene Reduktion 

von Treibhausgasemissionen erreicht werden.  
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Die Beschwerdeführenden machen jedoch sowohl eine Schutzpflichtverletzung als auch 

einen grundrechtlichen Abwehranspruch gegen die erheblichen zukünftigen Freiheitsbe-

schränkungen geltend, die angesichts des rasant fortschreitenden Klimawandels als un-

vermeidbar abzusehen und in dem bislang unterlassenen Handeln des brandenburgi-

schen Gesetzgebers bereits angelegt sind.  

 

Der Landesgesetzgeber muss bereits heute alles Erforderliche veranlassen, um seinen 

Schutzpflichten sowie seiner Verpflichtung zur intertemporären Freiheitssicherung nach-

zukommen und dazu insbesondere den erforderlichen gesetzlichen Rahmen zur Verfü-

gung stellen. Der Rahmen muss so gewählt werden, dass durch heutige Untätigkeit oder 

morgigen Aufschub längst erforderlicher Maßnahmen nicht eine Situation entsteht, bei 

der man sich zwar hehre Ziele in einem unverbindlichen Klimaschutzplan gesetzt hat, es 

aber keinen ausreichenden gesetzlichen Rahmen gibt, mit dem eine Zielerreichung er-

wartet werden kann. 

 

B. Sachverhalt  

 

I.  Der anthropogene Klimawandel und seine Effekte 

 

Der anthropogene Klimawandel, seine Folgen und Risiken werden in den Sachstands-

berichten und Sonderberichten des „Weltklimarats“ (Intergovernmental Panel on Climate 

Change, IPCC) ausführlich beschrieben. Diese gelten als zuverlässige Zusammenfas-

sungen des aktuellen Kenntnisstands zum Klimawandel. Die Kausalzusammenhänge 

zwischen anthropogenen Treibhausgasemissionen und globaler Erwärmung der Erde 

sind darin ausführlich dokumentiert. Ohne wirksame Klimaschutzmaßnahmen wird bis 

zum Ende des Jahrhunderts ein globaler Temperaturanstieg um mehr als 3°C erwartet, 

der mit drastischen Folgen für den Menschen und seinen Lebensraum verbunden ist.7 

Gleichzeitig droht schon bei einem geringeren Anstieg der globalen Durchschnittstem-

peratur die Überschreitung sog. „Kipppunkte“, die die Erderwärmung weiter beschleuni-

gen würden.8 

 

 

 
7 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 16 ff. 
8 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 21. 
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Für Brandenburg wird ohne weitere Klimaschutzmaßnahmen ein Temperaturanstieg 

zwischen +2,7 und 5,0°C zum Ende des 21. Jahrhunderts projiziert.9 

 

Die festzustellende Erwärmung hat auch in Deutschland vielfache, bereits heute spür-

bare Auswirkungen. So hat sich die Jahresmitteltemperatur im Vergleich zur vorindust-

riellen Zeit bis zum Jahr 2018 um 1,5 °C erhöht10, die brandenburgische Landesregie-

rung verzeichnet in den letzten 140 Jahren einen Anstieg um 1,3°C. 2018 war in Bran-

denburg mit einer Jahresmitteltemperatur von 10,8°C das wärmste Jahr seit Beginn der 

Wetteraufzeichnungen. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts lag dieser Wert noch bei 8,3°C. 

Elf der zwölf Jahresmitteltemperatur-Höchststände wurden in den letzten 30 Jahren ge-

messen.11 In der Folge nehmen Trockenheit, Dürren, Hitzeperioden und Grundwasser-

niedrigstände auch in Brandenburg zu, der Meeresspiegel und die Wassertemperaturen 

von Oberflächengewässern steigen an, Extremwetterereignisse und Überschwemmun-

gen werden häufiger und Gletscher schmelzen ab. So war 2018 in Brandenburg das 

trockenste Jahr seit Beginn der Wetteraufzeichnungen.12 Die Auswirkungen auf den 

Menschen umfassen erhebliche Beeinträchtigungen der Gesundheit, Gefahren für Leib 

und Leben und enorme soziale und psychische Belastungen.13  

 

Dass eine Erderwärmung von durchschnittlich mehr als 1,5°C ganz erhebliche zusätzli-

che Klimafolgen mit sich bringen und zudem das Risiko der Überschreitung von Kipp-

punkten führen würde, ist ebenfalls wissenschaftlich gesichert.14 Diese Einschätzung 

des IPCC bezeichnet auch das Bundesverfassungsgericht als „besorgniserregend“.15 

  

 

 
9 Klimareport Brandenburg - Fakten bis zur Gegenwart ‒ Erwartungen für die Zukunft, Land Brandenburg, 2019, S. 
15, online unter https://lfu.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Klimareport Brandenburg 2019.3992071.pdf.   
10 UBA, Monitoringbericht 2019, S. 7. 
11 Klimareport Brandenburg - Fakten bis zur Gegenwart ‒ Erwartungen für die Zukunft, Land Brandenburg, 2019, S. 
12, online unter https://lfu.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Klimareport Brandenburg 2019.3992071.pdf.   
12 Klimareport Brandenburg - Fakten bis zur Gegenwart ‒ Erwartungen für die Zukunft, Land Brandenburg, 2019, S. 
21, online unter https://lfu.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Klimareport Brandenburg 2019.3992071.pdf.   
13 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 23 ff. 
14 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 159 f; Roy et al., Sustainable Development, 
Poverty Eradication and Reducing Inequalities, in: Masson-Delmotte et al., Global Warming of 1.5°C . An IPCC 
Special Report on the impacts of global warming of 1.5 °C above pre-industrial levels and related global greenhouse 
gas emission pathways, in the context of strengthening the global response to the threat of climate change, sustainable 
development, and efforts to eradicate poverty, 2018, S. 464 (im Folgenden: Roy et al., mitig). 
15 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 211. 
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II. Verbleibendes CO2-Budget  

 

Der durch Menschen verursachte Klimawandel lässt sich nach derzeitigem Wissens-

stand nur durch eine erhebliche Reduktion des Ausstoßes von Treibhausgases, insbe-

sondere von CO2, aufhalten.16 

 

Der Umfang der Erderwärmung verhält sich annährend linear zum Anstieg der kumulier-

ten anthropogenen CO2-Emissionen seit Beginn der Industrialisierung. Die diesbezügli-

chen Prognosen haben sich in der Vergangenheit als sehr verlässlich erwiesen.17 Auch 

für die Zukunft lässt sich relativ genau bestimmen, wie viel CO2 noch maximal emittiert 

werden darf, damit eine bestimmte Erderwärmung nicht überschritten wird.   

 

Es ist möglich, die verbleibende Menge an Treibhausgasen, die noch emittiert werden 

darf, um eine bestimmte globale Temperaturschwelle nicht zu überschreiten, mit wissen-

schaftlichen Methoden annähernd zu beziffern und so ein globales „CO2-Budget“ zu er-

rechnen, die mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit zu einer bestimmten Erderwärmung 

führen. Die Umrechnung ist angesichts der Komplexität des globalen Klimasystems und 

der Gefahr der Überschreitung von Kipppunkten mit gewissen Unsicherheiten behaftet.18 

Der IPCC hat für verschiedene Temperaturziele mit verschiedenen Wahrscheinlichkei-

ten unterschiedliche globale Restbudgets angegeben. Danach bestand zur Begrenzung 

der Erderwärmung auf 1.5°C mit 66%-iger Wahrscheinlichkeit ab dem 1. Januar 2018 

noch ein CO2-Budget von 420 Gigatonnen. 

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bundesregierung (SRU) hat auf dieser 

Grundlage f�r eine Begrenzung der Erderwärmung auf 1,75°C ein auf Deutschland ent-

fallendes Restbudget berechnet. Er hat dem die vom IPCC f�r eine Zielerreichungswahr-

scheinlichkeit von 67 % angegebenen Werte zugrunde gelegt und für das Jahr 2020 ein 

 

 
16 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 31. 
17 Zeke Hausfather et al., Evaluating the performance of past climate model projections, 2019, American Geophysical 
Union, S. 2, online unter 
https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1029/2019GL085378?referrer_access_token=i49EkWZ0M2mD
0KBIr5Imu8OuACxIJX3yJRZRu4P4erveSGydNoNbpSTNSZ5Z1aDAU1Xs2rIU3Le9v9UWpLY537Rl4_4NUuN3N
Io1jJM3ut_fnDt270Q0hYXiXODmoFScQn0jjnA7CNtq1pbLfveEww%3D%3D.  
18 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 34. 
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nationales Restbudget von 6,7 Gigatonnen ermittelt.19 Diese Schätzung beruht auf ei-

nem nachvollziehbaren Zahlenwert und schlüssigen Rechenschritten.20 Sie basiert auf 

einer Verteilung des globalen Restbudgets nach der aktuellen Bevölkerungszahl und legt 

demgemäß den Anteil der deutschen Bevölkerung an der gesamten Weltbevölkerung 

von 1,1 % zugrunde.21  

 

Aufgrund der mit diesen Budget-Rechnungen verbundenen wissenschaftlichen Unsi-

cherheiten und der enthalten politischen Wertungsentscheidung mögen sie nicht als zah-

lengenauer Maßstab für eine verfassungsrechtliche Überprüfung in Betracht kommen. 

Sie sind nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts aber eine wesentliche Orientie-

rungsgröße für die Beurteilung, ob gesetzgeberische Maßnahmen dem Klimaschutzge-

bot aus Art. 20a GG sowie der grundrechtlichen Pflicht zur intertemporalen Freiheitssi-

cherung genügen.22 

 

III. Klimaneutralität 

 

Die Begrenzung der globalen Erderwärmung erfordert das Erreichen von Treibhausgas-

neutralität. Diese beschreibt einen Zustand, indem sich die anthropogenen Treibhaus-

gasemissionen und die Entnahme von Treibhausgasen aus der Atmosphäre die Waage 

halten. Es ist derzeit jedoch überhaupt nicht absehbar, dass die Entnahme von Treib-

hausgasen („negative Emissionen“) in größerem Umfang möglich sein wird.23 Daher ist 

eine weitreichende Reduktion der Emissionen an einen Wert von nahe Null unvermeid-

bar.  

 

Da aber derzeit nahezu jegliches menschliche Verhalten in unserer Gesellschaft direkt 

oder indirekt mit Treibhausgasemissionen verbunden ist, sind weitreichende Transfor-

mationen der gesamten Produktionsverhältnisse, des Konsumverhaltens und der Le-

bensweise erforderlich.24 Derart einschneidende Veränderungen des gesellschaftlichen 

und wirtschaftlichen Lebens ist nicht über Nacht möglich, sondern wird viele Jahre in 

Anspruch nehmen.   

 

 
19 Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bundesregierung, Für eine entschlossene Umweltpolitik in Deutschland 
und Europa, Umweltgutachten 2020, S. 52, 88 Rn. 111. 
20 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 220. 
21 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 30, 225. 
22 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 229. 
23 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 33, 227. 
24 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 37. 
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Dabei erfordern alle vom IPCC ermittelten globalen Reduktionspfade zur Einhaltung des 

1,5°C-Ziels das Erreichen von Treibhausgasneutralität bis spätestens 2050, wobei alle 

Szenarien bereits die Möglichkeit „negativer Emissionen“ beinhalten.25  

 

IV. Internationale, europäische und deutsche Klimaschutzziele  

 

Es ist seit langem anerkannt, dass zur Bekämpfung des anthropogenen Klimawandels 

globale Emissionseinsparungen notwendig sind. Auf internationaler (a) und europäi-

scher Ebene (b) sowie auf Ebene des Bundes (c) wurden entsprechende Klimaschutz-

ziele verabschiedet.26 Die völkerrechtlichen Verpflichtungen der Staaten sind in der 

Summe jedoch noch unzureichend, eine Beschränkung der Erderwärmung auf deutlich 

unter 2°C oder gar 1,5 °C zu gewährleisten. Außerdem werden von den Klimaschutzzie-

len nicht alle Emissionen (d) erfasst. 

 

1. Globale Klimaschutzziele  

 

Es ist politisch anerkannt, dass zur Bekämpfung des anthropogenen Klimawandels glo-

bale Emissionseinsparungen notwendig sind. Die Weltgemeinschaft hat daher bereits 

1992 eine Klimarahmenkonvention (UN Framework Convention on Climate Change, UN-

FCCC) verabschiedet, die bis heute Grundlage der internationalen Klimadiplomatie ist. 

Jedes Jahr treffen sich die Vertragsstaaten der UN-Klimarahmenkonvention zur Weltkli-

makonferenz. Diese Weltklimakonferenz wird auch als COP – Conference of the Parties 

– abgekürzt.  

 

Im Pariser Klimaschutzübereinkommen von 2015 haben sich insgesamt 194 Staaten 

und die EU verpflichtet, die Erderwärmung auf deutlich unter 2 C und möglichst auf 1,5 C 

zu begrenzen.  

 

 

 
25 Rogelj et. al. Mitigation Pathways Compatible with 1.5°C in the Context of Sustainable Development, in: Masson-
Delmotte et al., Global Warming of 1.5°C. An IPCC Special Report on the impacts of global warming of 1.5 °C 
above pre-industrial levels and related global greenhouse gas emission pathways, in the context of strengthening the 
global response to the threat of climate change, sustainable development, and efforts to eradicate poverty, 2018, S. 
464. 
26 Für die folgenden Abschnitte: Sachstand des Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages vom 18. Januar 
2019 - WD 8 - 3000 - 009/18.  
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Deutschland hat das Pariser Klimaschutzübereinkommen am 5. Oktober 2016 ratifiziert. 

Es hat jedoch keinen eigenen NDC festgelegt, sondern mit den anderen EU-Mitglied-

staaten ein gemeinschaftliches EU-Ziel hinterlegt. Danach hatte sich die EU (mit ihren 

Mitgliedstaaten) zunächst verpflichtet, ihre Treibhausgasemission bis 2030 um mindes-

tens 40 % gegenüber 1990 zu reduzieren. Am 18. Dezember 2020 hat die EU ein neues 

NDC von 55% gegenüber 1990 an das UNFCCC übermittelt. 

 

2. EU-Klimaschutzziele  

 

Das „Klima- und Energiepaket 2020“ der EU von 2008 (das „20-20-20“-Paket) sieht vor, 

die THG-Emissionen der Mitgliedstaaten bis 2020 um 20 % gegenüber 1990 zu reduzie-

ren.  

 

Zur Umsetzung des Klimaziels 2020 wird zwischen dem Energie- und Industriesektor 

sowie anderen Bereichen (Gebäude, Landwirtschaft, Kleinindustrie, Handel, Abfallwirt-

schaft und Verkehr) differenziert. Für den Energie- und Industriesektor gilt ein EU-weites 

Minderungsziel von 21 % gegenüber 2005, das unterschiedslos für alle Mitgliedsstaaten 

gilt und durch ein Emissionshandelssystem (ETS) umgesetzt wird (vgl. RL 2009/29/EG). 

Für die anderen Bereiche (sogenannte Nicht-ETS-Sektoren) setzt die Lastenteilungsent-

scheidung 2020 (Beschluss 496/2009/EG) ein EU-weites Minderungsziel von 10 % ge-

genüber 2005 fest, wobei die Mitgliedsstaaten entsprechend ihres Pro-Kopf-BIPs unter-

schiedlich hohe Beiträge leisten müssen. Hintergrund dieser Differenzierung ist, dass 

das hohe Wirtschaftswachstum weniger wohlhabender Länder zu höheren Emissionen 

führt und zudem die Investitionsmöglichkeiten ärmerer Länder kleiner sind. Deutschland 

hat als wohlhabendes Land bis 2020 eine Minderungsanforderung von 14 % gegenüber 

2005 zu erbringen, das entspricht einem Minus von 20 % gegenüber 1990. Bei Verfeh-

lung der Minderungsziele in den Nicht-ETS-Sektoren müssen die überschießenden 

Emissionen durch den Ankauf von Emissionsrechten anderer EU-Mitgliedstaaten aus-

geglichen werden.  

 

Der „Rahmen f�� die Klima- und Energiepolitik bis 2030“ von 2014 f��rte das Klima- und 

Energiepaket 2020 fort. Danach sollen die TGH-Emissionen der EU bis 2050 um 80-

95 % reduziert werden. Für den Energie- und Industriesektor wurde eine EU-weite Min-

derungsquote von 43 % gegenüber 2005 festgelegt. Für die anderen Bereiche gilt ein 

EU-weites Minderungsziel von 30 % und hiervon abgeleitete und abgestufte Minde-

rungsziele für die EU-Mitgliedsstaaten.   
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Am 11. Dezember 2019 stellte die Kommission der Europäischen Union den „Green 

Deal“ als neue Wachstumsstrategie vor und formulierte darin das politische Ziel, Treib-

hausgasneutralität bis 2050 zu erreichen.27 Am 4. März 2020 veröffentlichte die Kom-

mission ihren Vorschlag für ein europäisches Klimaschutzgesetz.28 In Artikel 2 Abs. 1 

soll darin das Erreichen von Klimaneutralität bis 2050 rechtlich verbindlich festgeschrie-

ben werden. 

 

3. Klimaschutzziele des Bundes 

 

Mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019, in Kraft getreten am 18. 

Dezember 2019 (KSG 2019), hat der Bundesgesetzgeber ein Gesetz zur Einhaltung der 

globalen und europäischen Klimaschutzziele geschaffen. Nach § 3 Abs. 1 KSG sollen 

die nationalen Treibhausgasemissionen schrittweise gemindert werden, bis zum Jahr 

2030 um 55%. Dazu wurden für sechs verschiedenen Sektoren in Anlage 2 zu § 4 KSG 

Jahresemissionsmengen festgelegt, für deren Einhaltung nach § 4 Abs. 4 KSG das je-

weils zuständige Bundesministerium verantwortlich ist. Zentrales Instrument zur Zieler-

reichung ist das gem. § 9 Abs. 1 KSG von der Bundesregierung aufzustellende und fort-

zuschreibende Klimaschutzprogramm. Bei Überschreitung der Emissionsmengen in ei-

nem Sektor ist nach § 8 Abs. 1 KSG innerhalb von 3 Monaten ein Sofortprogramm auf-

zustellen, welches die Einhaltung der Jahresemissionsmengen sicherstellt. 

 

Die derzeit in Anlage 2 zu § 4 KSG vorgesehenen jährlichen Emissionsmengen würden 

das vom SRU ermittelte Restbudget zur Einhaltung einer 1,75°C-Temperaturschwelle 

von 6,7 Gigatonnen bis zum Jahr 2030 bereits weitestgehend aufbrauchen.29 

 

Mit Beschluss vom 24. März 2021 hat das Bundesverfassungsgericht die Regelungen 

der §§ 3 Abs. 1 S. 2 und 4 Abs. 1 S. 3 KSG in Verbindung mit Anlage 2 für verfassungs-

widrig erklärt, weil die darin erlaubten Emissionsmengen das verbleibende nationale 

Restbudget bis 2030 bereits fast vollständig aufbrauchen würden und das Gesetz gleich-

zeitig keinen Reduktionspfad für die Zeit nach 2030 erkennen lässt. Damit werde die zur 

 

 
27 EU-Kommission, Mitteilung vom 11.12.2019, COM(2019) 640 final. 
28 Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Parlaments und des Rates, zur Schaffung des Rahmens für die 
Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1999 (Europäisches 
Klimagesetz), COM(2020) 80 final. 
29 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 223. 
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Erreichung von Klimaneutralität bis 2050 erforderliche Minderungslast einseitig auf den 

Zeitraum zwischen 2030 bis 2050 verlagerte. Die damit einhergehende erhebliche Ge-

fahr künftiger Freiheitseinbußen verletze die Beschwerdeführenden bereits heute in ih-

ren Freiheitsrechten.  

 

Die Bundesregierung reagierte auf die Entscheidung mit dem Gesetzentwurf zur Ände-

rung des Klimaschutzgesetzes vom 13. Mai 2021.30 Das Änderungsgesetz sieht die Ein-

führung einer Verpflichtung zu Klimaneutralität bis 2045 und negative Emissionen ab 

2050 vor. Zudem soll das Minderungsziel für 2030 auf 65% angehoben und ein neues 

Ziel für 2040 von 88% formuliert werden. Die in Anlage 2 zu § 4 KSG enthaltenen sekt-

oralen Jahresemissionsmengen sollen abgesenkt werden. Zudem sind für den Zeitraum 

2030 bis 2041 jährliche Gesamtminderungsquoten festgeschrieben.  

 

4. Nicht erfasste Emissionen 

 

Von den internationalen und europäischen Klimaschutzzielen ausgenommen sind die 

Emissionen des zivilen Luftverkehrs und der internationalen Seeschifffahrt sowie die 

Emissionen aus Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft („LULUCF“). 

 

Für die THG-Emissionen des zivilen Luftverkehrs und der internationalen Seeschifffahrt 

fehlt es bislang an internationalen Klimaschutzinstrumenten. Mit dem Carbon Offsetting 

and Reduction Scheme for International Aviation (CORSIA) nun zumindest die Wachs-

tumsemissionen des internationalen Flugverkehrs durch Projektgutschriften und Einkauf 

von Emissionszertifikaten kompensiert und der CO2-Ausstoß des Sektors damit auf dem 

Niveau von 2020 stabilisiert werden soll. Die Teilnahme an CORSIA ist für Staaten bis 

2027 freiwillig. 

  

Auch für den LULUCF-Sektor fehlte es bislang an internationalen Minderungszielen. Auf 

europäischer Ebene wurde schließlich im Mai 2018 eine Verordnung für den LULUCF-

Sektor beschlossen (Verordnung (EU) 2018/841 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 30. Mai 2018). Nach der sogenannten „no debit“-Regel sollen die Mitglied-

staaten für den Zeitraum 2021-2030 insgesamt eine mindestens neutrale CO2-Bilanz im 

 

 
30 Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundes-Klimaschutzgesetzes, Stand 11.05.2021, online unter 
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten BMU/Download PDF/Glaeserne Gesetze/19. Lp/ksg aendg/Entwurf/ksg aen
dg bf.pdf  
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LULUCF-Sektor herstellen, das heißt, die Treibhausgasemissionen durch LULUCF dür-

fen den Abbau der THG-Emissionen durch die Vegetation nicht überschreiten.  

 

5. Staatenübergreifende Kooperationen zur Emissionsreduktion 

 

Das Kyoto-Protokoll, der Vorgänger des Pariser Übereinkommens, sah flexible Mecha-

nismen zur Einhaltung der Minderungsziele vor. So konnten die Vertragsstaaten Maß-

nahmen zur CO2-Reduktion in anderen Staaten durchführen und sich die dort eingespar-

ten Emissionen anrechnen lassen (sogenannter Clean Development Mechanism).  

 

Das Paris-Abkommen sieht in Art. 6 Abs. 2 staatenübergreifende Kooperationen zur 

Emissionsminderung vor. Art. 6 Abs. 4 des Paris-Abkommen ermöglicht daneben die 

Einrichtung eines zentralisierten Emissionshandelssystems. Voraussetzung für beides 

ist, dass sich die Vertragsparteien des Paris-Abkommens auf ein Abrechnungssystem 

und weitere Rahmenbedingungen einigen. 

  

Dies ist bislang gescheitert. Auf der COP25 in Madrid, die zuletzt als Tagung der Ver-

tragsparteien des Paris-Abkommens (CMA.2) diente, sind Ende 2019 entsprechende 

Bemühungen zwischenstaatliche Mechanismen zur Emissionsreduktion zu entwerfen, 

ins Leere gelaufen. Dazu die Abschlusserklärung der EU:  

„This COP did not deliver all of what we came here for. Despite all the 
energy and commitment of our negotiators, we did not reach an agree-
ment on Article 6 and we have to say that we are disappointed.“ (Clos-
ing statement by the Finnish Presidency and the European Commis-
sion on behalf of the EU and its Member States at COP25, 15. Dezem-
ber 2019).31 

 

Eine konkrete Einigungsmöglichkeit ist derzeit nicht erkennbar. Keine der diskutierten 

Regelungsvorschläge zu staatenübergreifenden Kooperationen und einem globalen 

Emissionshandelssystem scheint konsensfähig.32 Zu groß sind die Differenzen zwischen 

 

 
31 Online unter https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/statement_19_6779.  
32 COP25, CMA, Matters relating to Article 6 of the Paris agreement, online unter 
https://unfccc.int/resource/cop25/cma2_11auv_art6PA.pdf.  
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den verschiedenen Interessen den Vertragsstaaten.33 In der Abschlusserklärung der 

COP25 fehlte dann auch jeglicher Verweis auf Artikel 6 des Paris Abkommens.34  

 

V. Beschwerdegegenstand  

 

Die Verfassungsbeschwerde rügt vor dem Hintergrund der sich abzeichnenden Erschöp-

fung des verbleibenden CO2-Budgets für eine hinreichende Begrenzung der Erderwär-

mung das Fehlen gesetzlicher Tätigkeiten des Landes Brandenburg. 

 

Die Bundesländer tragen die Verantwortung, eigene Klimaziele aufzustellen und auf ihre 

Erreichung hinzuwirken. Dabei trifft sie innerhalb des föderalen Systems eine vom Bund 

unabhängige, eigenständige Verantwortung, ihre Handlungsspielräume hinreichend zu 

nutzen (1.). Denn auch das Land Brandenburg trägt durch seine Treibhausgasemissio-

nen zum Klimawandel bei (2.). Der brandenburgische Landesgesetzgeber wurde trotz 

seiner weitgehenden Verantwortung nicht tätig; ein exekutiver Klimaschutzplan der Lan-

desregierung Brandenburg stellt das bisher einzige Vorhaben des Landes dar (3.).  

 

1. Landesklimaschutzgesetze im Mehrebenensystem  

 

Klimaschutz ist eine Aufgabe im Mehrebenensystem.  

 

Dem Bund steht zwar gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG die konkurrierende Gesetzge-

bungskompetenz für die Luftreinhaltung – und damit für den Klimaschutz – zu.35 Durch 

das KSG hat der Bund von seiner Kompetenz Gebrauch gemacht und Gesamtredukti-

onsziele für Treibhausgase und sektorspezifische Emissionsmengen bis 2030 erlassen. 

Dabei wurde den Ländern über eine Öffnungsklausel in § 14 Abs. 1 KSG jedoch die 

Möglichkeit gegeben, bestehende Landesklimaschutzgesetze zu erhalten oder künftige 

– dem KSG nicht widersprechende36 - Landesklimaschutzgesetze zu erlassen.  

 

 

 
33 Jocelyn Timperley, Cop25: What was achieved and where to next?, climatechangenews.com, 16. Dezember 2019, 
online unter https://www.climatechangenews.com/2019/12/16/cop25-achieved-next/. 
34 COP25, CMA, Chile Madrid Time for Action, Decision 1/CMA.2 online unter 
https://unfccc.int/resource/cop25/1cma2_auv.pdf. 
35 BT-Drs. 19/14337, S. 19; Klinski/Scharlau/von Swieykowski-Trzaska/Keimeyer/Sina, Das Bundes-Klimaschutzge-
setz, NVwZ 2020, 1 (7). 
36 BT Drs. 19/14337, S. 38. 
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Diese Klausel ist maßgeblich von der Bedeutung des Klimaschutzes im Mehrebenen-

system geprägt.37 In einem solchen System verfügen weder der Bund noch die Länder 

allein über ausreichende Instrumente zur Umsetzung der Klimaziele.38 Der Bundesge-

setzgeber weist selbst auf die Mitverantwortung der Länder hin und spricht von einem 

„wichtigen Beitrag“ der Länder zu den Klimaschutzbem��ungen.39 Nationale Klima-

schutzziele sind folglich nur erreichbar, wenn auf beiden Ebenen des föderalen Systems 

die Klimaschutzziele formuliert und die strukturellen Handlungsspielräume zu ihrer Er-

reichung genutzt werden.  

 

Das KSG ist insofern wegen § 14 Abs. 1 KSG nicht abschließend und lässt den Gestal-

tungsspielraum der Länder im Klimaschutz bewusst unangetastet.40 Da Klimaschutz so-

wohl auf Bundes- als auch auf Länderebene unerlässlich ist, verpflichtet § 14 Abs. 2 

KSG beide Ebenen zur Zusammenarbeit, um die auf Bundes- und Länderebene gesteck-

ten Ziele abzustimmen, Umsetzungsmaßnahmen zu koordinieren, einheitliche Schwer-

punkte zu setzen und die Überwachung der Zielerreichung zu gewährleisten.41  

 

Das KSG weist jedoch keine koordinierende Wirkung hinsichtlich etwaiger Regelungen 

oder Handlungen durch die Länder auf und überlässt es insoweit den Ländern, innerhalb 

ihrer Kompetenzbereiche tätig zu werden.42 

 

Die Bundesländer müssen demnach selbst einen elementaren Beitrag leisten, damit ihre 

eigenen und darüber auch die bundesweiten Klimaschutzziele erreicht werden können. 

Dieser Beitrag muss sowohl innerhalb der landeseigenen Gesetzgebungskompetenzen 

als auch innerhalb ihrer Verwaltungskompetenzen verwirklicht werden.43 

  

 

 
37 Klinski/Scharlau/von Swieykowski-Trzaska/Keimeyer/Sina, Das Bundes-Klimaschutzgesetz, NVwZ 2020, 1 (7). 
38 Schilderoth/Papke, Strukturelemente der Landesklimaschutzgesetze, Würzburger Berichte zum Umweltenergier-
echt Nr. 42 vom 27.05.2019, S. 19. 
39 BT Drs. 19/14337, S. 38. 
40 Klinski/Scharlau/von Swieykowski-Trzaska/Keimeyer/Sina, Das Bundes-Klimaschutzgesetz, NVwZ 2020, 1 (8). 
41 BT Drs. 19/14337, S. 38. 
42 Wickel, Das Bundes-Klimaschutzgesetz und seine rechtlichen Auswirkungen, ZUR 2021, 332 (336 f.). 
43 Rodi u.a., Gutachten für das BMU, “Rechtlich-institutionelle Verankerung der Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung”, 2014, S. 327, online unter https://www.ikem.de/wp-content/uploads/2016/08/Gutachten_Rechtlich-institutio-
nelle_Verankerung_der_Klimaschutzziele_der_Bundesregierung.pdf 
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a. Landesklimaschutz durch Gesetzgebungskompetenzen 

 

Im Rahmen der Gesetzgebungskompetenzen lässt das KSG zwangsläufig in denjenigen 

Bereichen Lücken, welche in die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz der Länder 

fallen.  

 

In diesen Bereichen hat der Bund in Ermangelung seiner Gesetzgebungskompetenz 

keine Möglichkeit, Regelungen zu treffen. Aufgrund dieser Lücke trifft die Länder in An-

sehung ihrer Klimaschutzziele in den Landesklimaschutzgesetzen die Verpflichtung, Kli-

maschutzgesetzgebung im Rahmen ihrer ausschließlichen Kompetenz zu betreiben. Nur 

so können sie – in Zusammenspiel mit der Klimaschutzgesetzgebung auf Bundes- und 

Unionsebene – ihre Klimaziele erreichen.  

 

Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz erfasst – speziell auf die Klimagesetzge-

bung bezogen – jedenfalls das Planungs-, Bildungs- und Kommunalrecht, wie auch die 

Gesetzesbegründung zum KSG erkennt.44 Darüber hinaus erstreckt sie sich auf das 

Bauordnungsrecht sowie das Verwaltungsorganisationsrecht für Landes- und Kommu-

nalbehörden.45  

 

So besteht im Raumordnungs- und Bauordnungsrecht großes klimaschützendes Hand-

lungspotential der Länder.  

 

Dabei nimmt das Landesplanungsrecht eine zentrale Rolle im Rahmen der landesweiten 

Standortsteuerung von emissionsintensiven Industrieanlagen, Freiflächen für Solaranla-

gen, Windkraftanlagen und der Verkehrsinfrastruktur ein.46   

 

 

 
44 BT Drs. 19/14337, S. 37. 
45 Klinski/Scharlau/von Swieykowski-Trzaska/Keimeyer/Sina, Das Bundes-Klimaschutzgesetz, NVwZ 2020, 1 (7); 
Rodi u.a., Gutachten für das BMU “Rechtlich-institutionelle Verankerung der Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung”, 2014, S. 327, online unter https://www.ikem.de/wp-content/uploads/2016/08/Gutachten_Rechtlich-institutio-
nelle_Verankerung_der_Klimaschutzziele_der_Bundesregierung.pdf; Münzner, Energie und Klima Ländersache?, 
rescriptum 2014/1, 47 (53). 
46 Reidt, Regelungsmöglichkeiten und -grenzen in Raumordnungslkänen, dargestellt am Beispiel des Klimaschutzes, 
DVBl 2011, 789 (794 f.); Münzner, Energie und Klima Ländersache?, rescriptum 2014/1, 47 (48). 
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Aber auch im Bauordnungsrecht stehen den Ländern erhebliche Einflussmöglichkeiten 

zur Verfügung. So sind sie zum Erlass von Rechtsgrundlagen in den Landesbauordnun-

gen befugt, welche die Energieeinsparung in Gebäuden betreffen.47  

 

Als Beispiele sind hier die Nutzungspflicht für erneuerbare Energien und die Einhaltung 

der Anforderungen an Gebäude nach den Vorschriften der Energieeinsparung für den 

Gebäudebestand in der Brandenburgischen Bauordnung (§ 15 Abs. 4 BbgBauO) oder 

dem Baden-Württembergischen Klimaschutzgesetz (§ 8a KlimaSchG BW) zu nennen.  

 

Insoweit übernehmen die Länder auch eine wichtige, eigenständige Aufgabe für den Kli-

maschutz in der Wärmeplanung.48 Ebenfalls ist es den Ländern überlassen, Anlagen für 

erneuerbare Energien von einer Baugenehmigung freizustellen oder Abstandsvorschrif-

ten zu erleichtern.49  

 

b. Verwaltungskompetenzen 

 

Darüber hinaus stehen den Ländern weitreichende eigenständige Verwaltungskompe-

tenzen zu, die sie zu klimaschützenden Regelung nutzen können und müssen. Auch bei 

der Nutzung dieser Befugnisse ist es grundrechtlich entscheidend, dass die Nutzung 

nicht so erfolgt, dass zukünftige Freiheit drastisch eingeschränkt werden muss. 

 

Diese Kompetenzen umfassen einerseits den Vollzug von Landesrecht, andererseits die 

sonstige nicht-gesetzesvollziehende Verwaltung, wie z.B. die öffentliche Beschaffung. In 

beiden Bereichen können die Länder eigene Akzente insbesondere durch ordnungs-

rechtliche Maßnahmen, finanzielle Förderung und landesverwaltungsinterne Maßnah-

men mit Vorbildwirkung setzen.50 Zu denken wäre beispielsweise an die Förderung von 

CO2-armen Fortbewegungsmöglichkeiten, klimafreundliche Planungsentscheidungen, 

ein klimafreundliches öffentliches Beschaffungswesen oder Energieeffizienzmaßnah-

men in Landesliegenschaften.51 

 

 
47 Münzner, Energie und Klima Ländersache?, rescriptum 2014/1, 47 (48). 
48 Vgl. Wickel, Das Bundes-Klimaschutzgesetz und seine rechtlichen Auswirkungen, ZUR 2021, 332 (338 m.w.N.). 
49 Vgl. Art. 82 Abs. 1 BayBO. 
50 Rodi u.a., Gutachten für das BMU “Rechtlich-institutionelle Verankerung der Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung”, 2014, S. 179f., online unter https://www.ikem.de/wp-content/uploads/2016/08/Gutachten_Rechtlich-institutio-
nelle_Verankerung_der_Klimaschutzziele_der_Bundesregierung.pdf. 
51 Rodi u.a., Gutachten für das BMU “Rechtlich-institutionelle Verankerung der Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung”, 2014, S. 327f., online unter https://www.ikem.de/wp-content/uploads/2016/08/Gutachten_Rechtlich-institutio-
nelle_Verankerung_der_Klimaschutzziele_der_Bundesregierung.pdf. 
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Die Möglichkeit, den Kommunen Aufgaben im Bereich des Klimaschutzes zu übertragen, 

stellt eine weitere tragende Aufgabe der Länder auf dem Weg zur Klimaneutralität dar. 

Die Kommunen und kommunalen Verbände haben enormen Einfluss in vielen Sektoren 

wie zum Beispiel Energie, Verkehr oder Stadtentwicklung. Die Länder können die Kom-

munen zu konkreten Klimaschutzmaßnahmen, wie beispielsweise die Erstellung kom-

munaler Wärme- oder Mobilitätspläne verpflichten (vgl. § 7c ff. KlimaSchG BW). Insofern 

ist die Einbeziehung der Kommunen in die bundesweite Koordination im Klimaschutz 

zwingend notwendig. Der Bund kann aufgrund des Durchgriffverbots des Art. 84 Abs. 1 

Satz 7 GG im Rahmen seines KSG jedoch keine Regelungen treffen, welche die Kom-

munen zu bestimmten Maßnahmen oder Aufgaben berechtigen oder verpflichten.52 Eine 

solche Aufgabenübertragung kann hingegen nur durch die Länder erfolgen. Diese kön-

nen im Zuge dessen effiziente Maßnahmen für die Umsetzung der Reduktionsziele tref-

fen. 

 

Auch im Bereich der Kommunalfinanzen müssen die Länder ihre eigenständigen Hand-

lungsspielräume hinreichend nutzen. Gemäß Art. 104b GG sind Finanzhilfen des Bun-

des nur „f�r besonders bedeutsame Investitionen“ unter besonderen Voraussetzungen 

zulässig. Diese Hürde ist meist zu groß, um flächendeckend Anreize für den Klimaschutz 

zu schaffen. Die Länder hingegen können den Kommunen die Erstellung von Plänen mit 

festgelegten Inhalten auferlegen. So ließe sich eine gezielte finanzielle Förderung kom-

munaler Klimaschutzprojekte realisieren. 

 

c. Autonomer Regelungsbereich der Länder nach dem KSG 

 

Zuletzt enthält das KSG selbst zahlreiche Regelungen, die das föderale Mehrebenen-

system konkretisieren, ohne jedoch Durchgriffsbefugnisse gegenüber den Ländern zu 

haben, wenn diese die Ziele nicht erreichen. Dies müssen die Länder durch ihr Landes-

recht gewährleisten.  

 

 

 
52 Rodi u.a., Gutachten für das BMU “Rechtlich-institutionelle Verankerung der Klimaschutzziele der Bundesregie-
rung”, 2014, S. 34, online unter https://www.ikem.de/wp-content/uploads/2016/08/Gutachten_Rechtlich-institutio-
nelle_Verankerung_der_Klimaschutzziele_der_Bundesregierung.pdf 
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§ 13 Abs. 1 Satz 1 KSG normiert, dass die Träger öffentlicher Aufgaben bei ihren Pla-

nungen und Entscheidungen den Zweck des KSG und die zu seiner Erfüllung festgeleg-

ten Ziele zu berücksichtigen haben. Die Regelung in § 13 Abs. 1 Satz 2 KSG weist aus-

drücklich darauf hin, dass es den Ländern vorbehalten bleibt, das Berücksichtigungsge-

bot innerhalb ihrer jeweiligen Verantwortungsbereiche auszugestalten. Erneut wird 

durch diese Differenzierung die Bedeutung des Mehrebenensystems herausgestellt. Es 

entspricht insofern auch dem Willen des Bundesgesetzgebers, dass die Länder mittels 

eigener Instrumentarien im Rahmen der Tätigkeiten von Trägern öffentlicher Aufgaben 

die Ziele ihrer Klimaschutzgesetze forcieren und ausgestalten.  

 

Zuletzt wird mit der Gesetzesbegründung zu § 15 Abs. 4 KSG deutlich, dass bei der 

Erreichung einer klimaneutralen Landesverwaltung die Regelungsbereiche der Länder 

autonom bestehen bleiben.53 Für die Erreichung der Klimaziele sind in diesem Bereich 

von den Ländern ausdifferenzierte Maßnahmen zu treffen. 

 

2. Treibhausgasemissionen in Brandenburg 

 
In Brandenburg wurden im Jahr 2019 ca. 56,54 Mt CO2 ausgestoßen.54 Für das Jahr 

2020 wurde eine deutliche Senkung der Emissionen auf 51,17 Mt CO2 prognostiziert, die 

„vorwiegend eine Folge der Corona-Krise in 2020“55 ist und daher keine nachhaltige Re-

duzierung der Emissionen erwarten lässt. Bei einer Einwohnerzahl von ca. 2,5 Mio. Men-

schen kommt Brandenburg auf einen pro-Kopf-Ausstoß von über 20 t CO2, mehr als 

doppelt so viel wie der bundesdeutsche Durchschnitt und etwa das Dreifache von Bun-

desländern wie Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Hol-

stein und das Vierfache von Thüringen.56  

 

Die Klimabilanz des Landes Brandenburg und der im Verhältnis zur Einwohnerzahl hohe 

CO2-Ausstoß ist zu einem signifikanten Teil durch die Verstromung von Kohle bedingt. 

Die Stromerzeugung aus Kohle übersteigt den eigenen Bedarf erheblich, Brandenburg 

 

 
53 BT Drs. 19/14337, S. 39. 
54 Landesamt für Umwelt Brandenburg, Abschätzung der Treibhausgasemissionen im Land Brandenburg in 2020, 
12.02.2020, S. 2. 
55 Landesamt für Umwelt Brandenburg, Abschätzung der Treibhausgasemissionen im Land Brandenburg in 2020, 
12.02.2020, S. 2. 
56 Länderinitiative Kernindikation, Kohlendioxidemissionen, Stand 15.01.2021, online unter 
https://www.lanuv nrw.de/liki/index.php?indikator=607&aufzu=1&mode=indi.  
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ist seit Jahrzehnten Stromexporteur. Die Kohleverstromung soll nach dem Kohleaus-

stiegsgesetz57 in den kommenden Jahren reduziert und erst 2038 ganz beendet werden. 

Mit dem Kraftwerk „Schwarze Pumpe“ soll in Brandenburg erst zum 31. Dezember 2038 

das letzte Kohlekraftwerk vom Netz gehen. Allein in der Lausitz werden bis dahin noch 

insgesamt 766 Mt CO2 durch die Verbrennung von Braunkohle ausgestoßen58 – und da-

mit über 10% des nach der Berechnung des SRU ab 2020 verbleibenden nationalen 

Restbudgets zur Einhaltung einer Temperaturschwelle von 1,75°C aufgebraucht. Auf-

grund dieser „historischen Rolle als Braunkohleland“ erkennt auch das Land Branden-

burg seine „besondere Verantwortung“ in der Bekämpfung des Klimawandels an.59 

 

Nichtdestotrotz erfolgen auch jenseits der Emissionen aus der Kohleverstromung in 

Brandenburg erhebliche Treibhausgasemissionen. Rechnet man die CO2-Emissionen 

aus der Energiegewinnung (ca. 35,7 Mt) heraus, verblieben 2019 aus den übrigen Sek-

toren Transport, Haushalte/Gewerbe, Industrie, Landwirtschaft und Abfall noch immer 

20,84 Mt CO2
60 – oder 8,34 t CO2/ Kopf, was immer noch über dem Anteil anderer Bun-

desländer liegt.  

 

3. Landesrechtliche Maßnahmen 

 

a. Koalitionsvertrag der Landesregierung 

 

Im Koalitionsvertrag der 2019 gebildeten Landesregierung zwischen den Parteien SPD, 

CDU und Bündnis 90 / DIE GRÜNEN61 bekennen sich die Koalitionspartner zum Pariser 

Klimaschutzabkommen. Sie äußern ihre Absicht, „��ig einen Klimaplan auf[zu]stellen, 

der die Weiterentwicklung der bestehenden Strategien des Landes für die Bereiche 

Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr zu einer verbindlichen Klimastrategie zusammen-

fasst.“ Zudem erklären die Koalitionsparteien die Absicht, das Land Brandenburg solle 

 

 
57 Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung v. 08.08.2020.  
58 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, S. 25, Abbildung 16, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf.  
59 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/.  
60 Landesamt für Umwelt Brandenburg, Abschätzung der Treibhausgasemissionen im Land Brandenburg in 2020, 
12.02.2020, S. 2. 
61 Zusammenhalt, Nachhaltigkeit, Sicherheit – Gemeinsamer Koalitionsvertrag von SPD, CDU und Bündnis 90 / Die 
Grünen, 2019, verfügbar online unter 
https://www.brandenburg.de/media/bb1.a.3833.de/Koalitionsvertrag Endfassung.pdf.  
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spätestens 2050 klimaneutral sein.62 Was dabei verschwiegen wird, ist die Rechtstatsa-

che, dass ein rein innerbehördlicher Plan alles andere ist, nur nicht verbindlich.   

 

b. Gesetzgeberisches Unterlassen  

 

Gesetzgeberische Maßnahmen zur Festlegung von Klimaschutzzielen oder Redukti-

onsmaßnahmen existieren bislang nicht und sind auch nicht in Planung. 

 

c. Exekutive Maßnahme: Klimaschutzstrategie, Klimaplan Brandenburg und 

Energiestrategie 2020 

 

Das Land Brandenburg hat angekündigt, seinen Anteil zur Erreichung der Pariser Klima-

ziele zu leisten.63 Auf exekutiver Planungs- und Ausführungsebene wurde die Erarbei-

tung einer langfristigen „Klimaschutzstrategie“ sowie eines „Klimaplan Brandenburg“ an-

gekündigt. Letzterer befinde sich derzeit in Erarbeitung, soll Ende 2021 beschlossen und 

ab dem Jahr 2022 umgesetzt werden.64 Die Grundlage dafür bildet ein wissenschaftli-

ches Gutachten unter der Leitung des Instituts für ökologische Wirtschaftsforschung 

(IÖW), welches jedoch erst im Mai 2021 beauftragt wurde und das gegen Ende des 

Jahres 2021 vorgelegt werden soll.65 Durch die Klimaschutzstrategie soll der langfristige 

Weg zu einer klimaneutralen Gesellschaft eingeschlagen werden.66  

 

Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass Klimaplan und die Klimastrategie Verbindlichkeit in 

Bezug auf die einzuhaltenden Klimaziele beinhalten werden. Vielmehr sollen sie bloß 

einen „��ergeordneten Rahmen“ vorgeben, der durch einzelne Maßnahmen der Exeku-

tive auszufüllen ist.67  

 

Es verbleibt damit nur ein unbestimmter politischer Wunsch.  

 

 
62 Zusammenhalt, Nachhaltigkeit, Sicherheit – Gemeinsamer Koalitionsvertrag von SPD, CDU und Bündnis 90 / Die 
Grünen, 2019, S. 63, Rn. 3317 ff. verfügbar online unter 
https://www.brandenburg.de/media/bb1.a.3833.de/Koalitionsvertrag Endfassung.pdf.  
63 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/. 
64 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/.  
65 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/klimaschutz/. 
66 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/klimaschutz/.  
67 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/klimaschutz/.  
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Im Jahr 2008 hatte die damalige Landesregierung zudem die „Energiestrategie 

2020“ verabschiedet, nach der die energiebedingten CO2-Emissionen bis 2020 auf 54,6 

Mt CO2 und bis 2030 auf 22,8 Mt CO2 und damit um 75% gegenüber dem Jahr 1990 

reduziert werden sollten.68 In der Fortschreibung durch die „Energiestrategie 2030“ aus 

dem Jahr 2012 wurden keine neuen CO2-Emissions-Ziele formuliert.69 Die Landesregie-

rung verweist weiterhin auf die Energiestrategie 2020 und hält an dieser Zielvorgabe 

fest.70 Verbindlichkeit kommt dieser Strategie nicht zu.  

 

d. Gutachten: Energiestrategie 2040 

  

Im Juni 2021 wurde ein von der Landesregierung zur Aktualisierung und Weiterentwick-

lung des Leitszenarios für eine Energiestrategie 2040 in Auftrag gegebenes Gutachten 

des Unternehmens „Prognos AG“ veröffentlicht.71  

 

Die Studie wurde vor dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 

2021 erstellt und berücksichtigt lediglich die Vorgaben des KSG 2019, nicht jedoch deren 

angekündigte Novellierung.72 Das in der Studie entwickelte Leitszenario ist nicht auf eine 

Klimaneutralität bis 2050 ausgerichtet.73  

 

Selbst unter Berücksichtigung der mittlerweile überholten Vorgaben des KSG 2019 at-

testiert das Gutachten, dass eine Erreichung des bislang lediglich politisch formulierten 

Ziels von Klimaneutralität bis 2050 nicht greifbar sei.74 „Die heute fixierten Maßnahmen 

 

 
68 Land Brandenburg, „Energiestrategie 2020“ und „Maßnahmenkatalog zum Klimaschutz“ beschlossen, 
Pressemitteilung vom 20.05.2008, online unter https://www.brandenburg.de/cms/detail.php/bb2.c.494668.de.  
69 Land Brandenburg, Energiestrategie 2030, 21.02.2012, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Energiestrategie2030 2012.pdf.  
70 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/klimaschutz/. 
71 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf.  
72 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, S. 4, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf. 
73 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, S. 44, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf. 
74 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, S. 1, online unter 
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[reichen] noch nicht aus, um bis 2050 eine ausgeglichene THG-Bilanz zu erreichen.“75 

D��� m��ste das „Ambitionsniveau nochmals um einiges“76 gegenüber den bisherigen 

Strategien gesteigert werden. 

 

VI. Beschwerdeführende 

 

Die Beschwerdeführenden werden von Maßnahmen zum Schutz des Klimas ab dem 

Ende dieser Dekade in besonderer Weise betroffen sein. Nicht nur das: Sie sind, außer 

die Beschwerdeführenden, die Grundstückseigentümer sind, auch von der Klimakrise 

als solche besonders betroffen, da sie aufgrund ihres jungen Alters die gravierendsten 

Folgen des Klimawandels noch selbst erleben werden. Laut dem „Climate Risk Index 

2020“ ist Deutschland bereits heute auf Platz 3 der von klimatischen Folgen besonders 

getroffenen Länder weltweit.77 In Zukunft drohen in Deutschland und vor allem in Bran-

denburg78, je nach Region, jedes Jahr tödliche Hitzewellen, starke Atemwegsbelastun-

gen durch Waldbrände, deutlich ansteigende Feinstaubbelastung und Ozonbildung, eine 

größere Ausbreitung von Allergien und Krankheiten, sowie regelmäßiger Starkregen und 

andere Extremwettereignisse.   

 

1. Beschwerdeführerin zu 1) 

 

Die Beschwerdeführerin zu 1)  ist 6 Jahre 

alt und interessiert sich sehr für die Natur. In der Schule hat 

sie viel über den Klimawandel gelernt. Sie wünscht sich, 

dass die Natur und das Klima gesund bleiben und dass die 

Menschen alles tun, um sie zu schützen.  

 

 

 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf. 
75 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, S. 10, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf. 
76 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, S. 46, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf 
77 David Eckstein et al., Global Cimate Risk Index 2020, 2019, online unter 
https://germanwatch.org/sites/germanwatch.org/files/2019-12/climate_risk_index_2020_table_1999-2018.jpg. 
78 Siehe ausführlich Reimer/Staudt, Deutschland 2050 – Wie der Klimawandel unser Leben verändern wird, 2. Aufl. 
2021, S. 39 f.; 128 f., 305-307. 
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8. Beschwerdeführende zu 8) und 9) 

 

Die Beschwerdeführenden zu 8) und 9) (Prof. Paul Brodowsky und Ruth Feindel-Bro-

dowsky) sind Miteigentümer des im Rubrum genannten Grundstücks.  

 

Ihr Grundstück liegt inmitten eines Waldes. Durch die Klimakrise werden Stürme zu neh-

men. Ihr Haus ist jedoch umgeben von großen Bäumen, sodass die Gefahr steigt, dass 

herabstürzenden Bäume und Äste ihr Grundstück beschädigen.  

 

Durch die Klimakrise steigt auch die Gefahr von Waldbränden innerhalb des im Wesent-

lichen mit Kiefern bewachsenen Waldes erheblich an. Damit ist auch zu befürchten, dass 

ihr Haus durch Waldbrände Schaden nehmen kann.  

 

Auf den Abbildungen ist das Grundstück mitten im Wald mit einem roten Punkt markiert: 

 

 

 

Quelle: Google Maps 
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9. Beschwerdeführer zu 10) 

 

Der Beschwerdeführer zu 10 (Wolfgang Georgsdorf) ist Eigentümer eines mitten im Wald 

gelegenen Grundstücks.  

 

Er ist, ebenso wir die Grundstückseigentümer und Beschwerdeführenden zu 8) und 9), 

besorgt, dass in Zukunft die starken Unwetter und Waldbrände in Brandenburg klimabe-

dingt weiter zunehmen und nicht nur ihn, sondern auch sein Grundstück in höchstem 

Maße gefährden. 

 

Auf der Abbildung 1 ist das Grundstück als grauer Punkt rechts unter dem roten Punkt 

mit der Aufschrift „Förderverein der Freiwilligen Feuerwehr“ gekennzeichnet: 

 

Quelle: Google Maps 
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Quelle: google maps 

 

 
Luftbildnahaufnahme des Grundstücks; Quelle: google maps 
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C. Zulässigkeit 

 

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig.  

 

I. Beschwerdegegenstand 

 

Die Verfassungsbeschwerde richtet sich gegen das Unterlassen des brandenburgischen 

Gesetzgebers. Ein solches ist, wie hier, bei völliger Untätigkeit des Gesetzgebers zuläs-

siger Beschwerdegegenstand.79  

 

Mit dem gesetzgeberischen Unterlassen ist in der Konsequenz, von bundesrechtlichen 

Beschränkungen abgesehen, die Gewährung unbegrenzter Mengen an Treibhaus-

gasemissionen verbunden. Dies entfaltet eingriffsähnliche Vorwirkungen hinsichtlich zu-

künftiger grundrechtlicher Freiheit, weil der Gesetzgeber dadurch jegliche regelnde 

Struktur zur Gewährleistung einer halbwegs gleichmäßigen Grundrechtsbelastung über 

die Generationen hinweg vermissen lässt.  

 

Rechtsverbindliche Akte mit Außenwirkung, die die Beschwerdeführenden angreifen 

könnten, liegen nicht vor. Dies gilt insbesondere nicht für die jeweiligen Einzelmaßnah-

men zur Emissionsminderung, sie taugen nicht als Gegenstand der vorliegenden Ver-

fassungsbeschwerde. Denn die Beschwerdeführenden greifen keine bestimmte Emissi-

onsminderungsmaßnahme an, sondern rügen, dass durch das gesetzgeberische Unter-

lassen nichts unternommen wird, um zukünftigen Freiheitseingriffen auf das verfas-

sungsrechtlich gebotene Maß zu reduzieren.  

 

Schließlich würde auch der von der Brandenburgischen Landesregierung angekündigte, 

derzeit in Erarbeitung befindliche und erst in Zukunft umzusetzende Klimaplan Branden-

burg – seine Verabschiedung und Umsetzung unterstellt – mangels Außenwirkung kei-

nen zulässigen Klagegegenstand bilden. Denn dieses exekutive Planungsinstrument 

stellt reines Binnenrecht der Landesregierung ohne Verbindlichkeit oder Außenwirkung 

 

 
79 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 95. 
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dar. Im Gegensatz zu bestimmten umweltrechtlichen Planungsinstrumenten (Raumord-

nungsplanung, Bauleitplanung, Luftreinhaltepläne und Abfallwirtschaftspläne) beruht der 

Klimaplan auf keiner gesetzlichen Grundlage, sondern auf einem rechtlich ebenfalls un-

verbindlichen Koalitionsvertrag der Regierungsparteien. Auf Bundesebene wurden ver-

gleichbaren Planungsinstrumenten zum Klimaschutz durch die Gerichte eine Verbind-

lichkeit abgesprochen.80 

 

II. Beschwerdefähigkeit   

 
Alle Beschwerdeführenden sind als natürliche Personen grundrechts- und damit be-

schwerdefähig. Die minderjährigen Beschwerdeführenden werden im Verfahren vor dem 

Bundesverfassungsgericht durch ihre jeweiligen gesetzlichen Vertreter vertreten. 

 

III. Beschwerdebefugnis 

 

Wir rügen Verletzungen der verfassungsrechtlichen Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 

Satz 1 GG und der verfassungsrechtlichen Freiheitsrechte in ihrer intertemporalen Di-

mension, insbesondere Art. 2 Abs. 1 GG, in Verbindung mit Art. 20a GG sowie zusätzlich 

des Art. 14 Abs. 1 GG, soweit es die beiden Beschwerdeführenden angeht, die Grund-

stückseigentümer sind. 

 

Die Beschwerdeführenden sind im Sinne von § 90 Abs. 1 BVerfGG beschwerdebefugt, 

weil wegen des andauernden Unterlassens des Landesgesetzgebers nach 2030 sehr 

große Treibhausminderungslasten auf sie zukommen und dadurch eine Verletzung der 

staatlichen Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG sowie Art. 14 Abs. 1 GG und 

ihrer verfassungsrechtlichen Freiheitsrechte zumindest möglich erscheint. Das Ausmaß 

der damit verbundenen Grundrechtsbeschränkungen wird durch die gänzliche Untätig-

keit bereits mitbestimmt. Diese Vorwirkung auf künftige Freiheit könnte die Beschwerde-

führenden in ihren Grundrechten verletzen. 

 

 

 
80 Zum Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 der Bundesregierung, siehe VG Berlin, Urteil vom 31.10.2019 - 10 K 
412.18 – Rn. 63. 
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1. Möglichkeit einer Grundrechtsverletzung  

Der brandenburgische Landesgesetzgeber lässt angesichts des Fehlens jedweder Re-

gelungen zur Reduktion von Emissionsmengen unbegrenzte Mengen an Treibhaus-

gasemissionen zu. Möglich erscheint dadurch, dass die grundrechtlichen Schutzpflich-

ten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und Art. 14 Abs. 1 GG verletzt werden. Außerdem verschiebt 

der Landesgesetzgeber mit der unbegrenzten Zulassung erhebliche Minderungsanteile 

der durch Art. 20a GG gebotenen Treibhausgasminderungslasten auf Zeiträume nach 

2030. Weitere Reduktionslasten müssen dann äußerst kurzfristig erbracht werden. Auf 

diese Weise drohen den in Brandenburg lebenden Beschwerdef�hrenden nach dem 

Jahr 2030 sehr hohe Minderungslasten, was eine verfassungswidrige Gefährdung ihrer 

grundrechtlich umfassend gesch�tzten Freiheit begr�nden könnte.  

a. Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und Art. 14 Abs. 1 GG 

 

Die Beschwerdeführenden sind hinsichtlich einer möglichen Verletzung staatlicher 

Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und Art. 14 Abs. 1 GG beschwerdebefugt.  

 

Sie könnten in ihrem grundrechtlichen Anspruch auf Schutz aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG 

verletzt sein. Der Schutz des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit nach Art. 2 

Abs. 2 Satz 1 GG schließt den Schutz vor Beeinträchtigungen durch Umweltbelastungen 

ein.81 Der brandenburgische Gesetzgeber könnte seine Schutzpflicht durch unzu-

reichenden Schutz vor Gesundheitsbeeinträchtigungen und Lebensgefahren durch den 

Klimawandel verletzt haben. Durch das gesetzgeberische Unterlassen werden weiterhin 

ohne konkrete Minderungsvorgabe und damit in unbestimmbarer Menge CO2 Emissio-

nen zugelassen. Diese tragen zum Klimawandel bei und verstärken so die damit verbun-

denen Veränderungen der Umweltbedingungen – auch in Brandenburg. Mit dem Fort-

schreiten der Erderwärmung sind erhebliche Gefahren für die die Gesundheit und das 

Leben der Menschen in Deutschlang verbunden,82 deren Eintritt auch der Bundestag als 

„sehr wahrscheinlich“ erachtet.83  

 

 

 
81 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 99 m.w.N. 
82 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 23 ff. 
83 Stellungnahme des Deutschen Bundestages vom 27.10.2020 im Verfahren 1 BvR 2656/18 vor dem BVerfG, S. 11. 
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Das Bundesverfassungsgericht stellt die Verletzung einer Schutzpflicht dann fest, wenn 

Schutzvorkehrungen entweder überhaupt nicht getroffen, oder die getroffenen Regelun-

gen und Maßnahmen zur Erreichung des gebotenen Schutzziels offensichtlich ungeeig-

net oder völlig unzulänglich sind.84 Zwar sind zur Ausfüllung der Pflicht zum Schutz ge-

gen die Folgen des Klimawandels neben Treibhausgasemissionsminderung auch wei-

tere Maßnahmen, wie die Maßnahmen zur Anpassung, sog. „negative Emissionen“ und 

internationale Bemühungen um globale Emissionsreduktionen zumindest denkbar und 

teilweise auch zwingend erforderlich.85 Dabei sind die Aufstellung eines Schutzkonzepts 

und dessen normative Umsetzung auch Sache des Gesetzgebers, dem grundsätzlich 

ein Einschätzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zukommt. Allerdings schreibt 

das Klimaschutzgebot des Art. 20a GG dem Gesetzgeber die Reduktion von Treibhaus-

gasemissionen als zentrale Ursache für den Klimawandel und auch das Hinwirken auf 

Klimaneutralität verfassungsrechtlich zwingend vor.86 Eine Verletzung der Schutzpflich-

ten durch Unterlassen von gesetzgeberischen Entscheidungen über Reduktionszielen 

und -maßnahmen erscheint daher möglich.   

 

Die drei Beschwerdeführenden, die Grundstückseigentümer sind, sind auch als Eigen-

tümer ihrer Grundstücke geschützt. Dem Staat kommt eine Schutzpflicht für das Eigen-

tum aus Art. 14 Abs. 1 GG zu, wenn dieses von den Gefahren des Klimawandels bedroht 

ist.87 Aufgrund der durch den Klimawandel zunehmenden Dürre und akuten Waldbrand-

gefahr in Brandenburg88 könnte das Land Brandenburg seine Schutzpflicht aus Art. 14 

Abs. 1 GG gegenüber den Beschwerdeführenden verletzt haben.  

 

Die Grundstücke befinden sich mitten im Wald. Infolge klimabedingter Unwetter und 

Waldbrände ist mit starken Beschädigungen der Grundstücke zu rechnen. Bei einer voll-

ständigen Untätigkeit des Landesgesetzgebers wird es zu einer Steigerung der boden-

nahen Lufttemperatur um 2,7 bis 5,0°C bis zum Jahr 2100 kommen.89  

 

 

 
84 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 152. 
85 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 34-35, 149. 
86 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 155. 
87 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 100 m.w.N. 
88 Beitrag im Tagesspiegel mit Ausführungen des Waldbrandschutzbeauftragten des Landes, Raimund Engel, online 
unter https://www.tagesspiegel.de/berlin/klimawandel-in-brandenburg-die-waldbrandgefahr-steigt-schon-wie-
der/24218334 html. 
89 Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft Brandenburg, Klima-Ausblick Brandenburg, 
S. 1, 3, online unter https://www.gerics.de/imperia/md/content/csc/projekte/projekte/klimaausblick_brandenburg_ge-
rics_2019.pdf. 
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Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) nimmt an, dass 

bis 2040 die Schäden durch sommerliche Unwetter im Osten Deutschlands um bis zu 

40 Prozent zunehmen werden.90 Für die Wälder Brandenburgs steigt das Risiko von 

Waldbränden bis 2050 sogar um bis zu 30% im Vergleich zum Jahr 2003.91  

 

Daher sind die Beschwerdeführenden besonders auf den Schutz durch den Staat ange-

wiesen.  

 

Bei einem vollständigen gesetzgeberischen Unterlassen, wie hier, ist eine Verletzung 

dieser Schutzpflicht aus Art. 14 Abs. 1 GG jedenfalls möglich.  

 

b. Intertemporale Freiheitsrechte 

 

Durch das Unterlassen des Gesetzgebers werden gegenwärtig unbegrenzt Treibhaus-

gasemissionen zugelassen. Dies hat bereits jetzt Folgen für die in einigen Jahren beste-

hende Minderungslast. Die zugelassenen Emissionsmengen entfalten bereits jetzt Wir-

kung im Hinblick auf künftige Grundrechtsbeschränkungen. Die Auswirkungen von CO2-

Emissionen sind irreversibel. Gerade deshalb verbietet die Verfassung, dass der Staat 

den zunehmenden Klimawandel tatenlos hinnimmt. Dies ist neben den grundrechtlichen 

Schutzpflichten des Staates auch auf das verfassungsrechtlich verbindliche Klima-

schutzgebot des Art. 20a GG, welches der Gesetzgeber insoweit verfassungskonform 

auf das Temperaturziel des Pariser Klimaabkommens konkretisiert hat, die Erwärmung 

der Erde auf deutlich unter 2 °C und möglichst auf 1,5 °C gegenüber dem vorindustriellen 

Niveau zu begrenzen.92 

 

Da heutzutage fast alle Bereiche des menschlichen Lebens mit Treibhausgasemissio-

nen verbunden sind, ist praktisch jegliche Freiheit betroffen.93 Insbesondere die allge-

meine Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 Abs. 1 GG, aber auch alle weiteren verfassungs-

rechtlich gewährleisteten Freiheitsgrundrechte, schützen sämtliche menschliche, und 

 

 
90 Offizielle Seite des Landes Brandenburg, online unter https://naturgefahren.brandenburg.de/cms/de-
tail.php/bb1.c.325922.de; detaillierte Darstellung der Schadenssteigerung besonders in den Sommermonaten in „Her-
ausforderungen des Klimawandels“, S. 11, online unter https://www.gdv.de/re-
source/blob/22784/a2756482fdf54e7768a93d30789506b7/publikation-herausforderung-klimawandel-data.pdf.  
91 Studie zur klimatischen Entwicklung im Land Brandenburg bis 2055 und deren Auswirkungen auf den Wasser-
haushalt, die Forst- und Landwirtschaft sowie die Ableitung erster Perspektiven, S. 74 iVm. Anlage 1, online unter 
https://www.pik-potsdam.de/en/output/publications/pikreports/ files/pr83.pdf. 
92 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 120. 
93 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 117. 
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damit regelmäßig auch treibhausgasintensive, Freiheitsbetätigungen gegen ungerecht-

fertigte staatliche Beschränkung.94 

 

Das Restbudget an Emissionen vermindert sich mit jedem weiteren Verbrauch verblei-

bender CO2-Mengen. Damit schwinden auch die Möglichkeiten CO2-relevanten Frei-

heitsgebrauchs und die verbleibende Zeit für eine Transformation hin zu klimaneutralen 

Verhaltensweisen. Daher erscheint es jedenfalls möglich, dass Grundrechte als inter-

temporale Freiheitssicherung vor solchen Regelungen schützen, die einen Verbrauch an 

Emissionen zulassen, ohne dabei ausreichend Rücksicht auf hierdurch gefährdete Frei-

heit zu nehmen.95 

 

2. Betroffenheit 

 

Die Beschwerdeführenden sind durch das gesetzgeberische Unterlassen selbst, gegen-

wärtig und unmittelbar im Sinne von § 90 Abs. 1 BVerfGG in ihren Grundrechten betrof-

fen. Dies gilt sowohl für die durch Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und Art. 14 Abs. 1 GG geschützten 

Rechte als auch für die intertemporalen Freiheitsrechte.  

 

a. Selbstbetroffenheit 

 

Die Beschwerdeführenden sind in ihrer eigenen Freiheit betroffen, denn sie werden die 

nach 2030 notwendigen Maßnahmen selbst noch erleben. Dass neben den Beschwer-

deführenden alle dann lebenden Menschen eine Betroffenheit vom Klimawandel geltend 

machen können, steht dem grundgesetzlichen Schutz nicht entgegen.96 Gerade weil und 

wenn die Vernichtung der Lebensumwelt möglich erscheint, muss verfassungsrechtli-

cher Rechtsschutz möglich sein.97  

  

 

 
94 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 184. 
95 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 122. 
96 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 131. 
97 Vgl. BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Zweiten Senats vom 18. Februar 2010 - 2 BvR 2502/08. 
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b. Gegenwärtige Betroffenheit 

 

Die Beschwerdeführenden leiden bereits heute unter den Folgen des anthropogenen 

Klimawandels in Brandenburg. Das Bundesland Brandenburg wird bereits heute vom 

Klimawandel und seinen Folgen stark betroffen.98 Die mittlere Jahrestemperatur ist in 

Brandenburg über die letzten 140 Jahre um 1,3 °C gestiegen.99 Allein im Jahr 2018 ist 

in Brandenburg bei 491 registrierten Waldbränden eine Gesamtfläche von 1.663,7 ha 

abgebrannt, mehrere Dörfer mussten evakuiert werden.100 

 

Indem durch gesetzgeberische Untätigkeit unbegrenzte Emissionsmengen im Rahmen 

der Landeskompetenzen zugelassen werden, ist auch die Gefahr künftiger Schutzpflicht-

verletzungen und Freiheitsbeschränkungen bereits gegenwärtig angelegt. Die heute zu-

gelassenen Emissionen verbleiben auf viele Jahrzehnte in der Atmosphäre. Künftige 

Schäden sind in den heute zugelassenen Emissionen bereits angelegt.101 CO2-relevante 

Freiheitsbetätigungen in der Zukunft sind davon bedroht, dass der brandenburgische 

Gesetzgeber uneingeschränkt Treibhausgasemissionen in einem zu hohen Umfang zu-

lässt. Wenn damit das Restbudget an Emissionen aufgebraucht wird, ist dies irreversi-

bel. Die gegenwärtig in Gang gesetzte Grundrechtsbeeinträchtigung kann mit einer spä-

teren Verfassungsbeschwerde gegen später erfolgende Freiheitsbeschränkungen nicht 

mehr ohne Weiteres erfolgreich angegriffen werden. Insoweit sind die Beschwerdefüh-

renden bereits jetzt gegenwärtig betroffen. 

 

c. Unmittelbare Betroffenheit 

 

Die Beschwerdeführenden sind auch unmittelbar betroffen. Das ist der Fall, wenn die 

Einwirkung auf die Rechtsstellung nicht erst vermittels eines weiteren Akts bewirkt wird 

 

 
98 Siehe ausführlich Reimer/Staudt, Deutschland 2050 – Wie der Klimawandel unser Leben verändern wird, 2. Aufl. 
2021, S. 39 f.; 128 f., 305-307. 
99 Klimareport Brandenburg - Fakten bis zur Gegenwart ‒ Erwartungen für die Zukunft, Land Brandenburg, 2019, S. 
12, online unter https://lfu.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Klimareport Brandenburg 2019.3992071.pdf.   
100 Land Brandenburg, Waldbrandstatistik 2018, S.1, online unter 
https://forst.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/wbra2018.pdf.  
101 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 - 1 BvR 2656/18 -, juris, Rn. 108. 
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oder vom Ergehen eines solchen Akts abhängig ist.102 Obgleich die Grundrechtsbeein-

trächtigung erst infolge zukünftiger Regelungen droht, ist sie bereits unumkehrbar im 

aktuellen Recht angelegt. 

 

IV. Subsidiarität  

 

Der Verfassungsbeschwerde steht der Grundsatz der Subsidiarität nicht entgegen.  

 

Nach dem Grundsatz der Subsidiarität sind vor Einlegung einer Verfassungsbeschwerde 

alle fachgerichtlichen Möglichkeiten zu nutzen, die der geltend gemachten Grundrechts-

verletzung abhelfen können. Eine Anrufung der Fachgerichte ist nach Sinn und Zweck 

des Subsidiaritätsgrundsatzes nicht geboten. 

 

Der Grundsatz der Subsidiarität erstreckt sich – denkbar weit – auf alle zur Verfügung 

stehenden prozessualen Möglichkeiten und findet auch dann Anwendung, wenn Zweifel 

an der Statthaftigkeit oder Zulässigkeit des entsprechenden Rechtsbehelfs bestehen.103 

Es besteht keine zumutbare fachgerichtliche Rechtsschutzmöglichkeit für die Beschwer-

deführenden.  

 

Darüber hinaus ist fachgerichtlicher Rechtsschutz nicht geboten. Sinn und Zweck des 

Grundsatzes der Subsidiarität ist es, dass das Bundesverfassungsgericht seine Ent-

scheidungen nicht auf ungesicherter Tatsachen- und Rechtsgrundlage treffen muss.104 

Dementsprechend ist eine fachgerichtliche Prüfung nur dann angezeigt, wenn sie zu ei-

ner verbesserten Entscheidungsgrundlage für das Bundesverfassungsgericht führen 

kann. Dies ist von vornherein ausgeschlossen, wenn das angegriffene Unterlassen allein 

spezifisch verfassungsrechtliche Fragen aufwerfen.105 

 

Eine fachgerichtliche Klärung der angegriffenen Untätigkeit des brandenburgischen Ge-

setzgebers ist danach nicht geboten. Die fachgerichtliche Prüfung würde die Entschei-

dungsgrundlage für das Bundesverfassungsgericht nicht verbessern. In Rede stehen al-

lein Fragen nach dem Inhalt und Umfang der staatlichen Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 

2 Satz 1 GG sowie Art. 14 Abs. 1 GG sowie der intertemporalen Freiheitssicherung. 

 

 
102 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 - 1 BvR 2656/18 -, juris, Rn. 133 m.w.N. 
103 BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 18. Dezember 2018 - 1 BvR 2795/09 -, Rn. 43. 
104 BVerfG, Beschluss vom 14. Januar 2015 - 1 BvR 931/12 -, juris Rn. 23. 
105 BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 18. Dezember 2018 - 1 BvR 2795/09 -, Rn. 44. 
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Weitere Tatsachenfragen, insbesondere zum Umfang des verbleibenden CO2-Budgets, 

werden sich erst aus der verfassungsrechtlichen Prüfung durch das Bundesverfassungs-

gericht ergeben. Sie würden vor den Fachgerichten nicht thematisiert werden.106 

 

D. Begründetheit 

 

Die Verfassungsbeschwerde ist begründet.  

 

Das Unterlassen gesetzgeberischer Maßnahmen zur Vorgabe von Treibhausgasminde-

rungszielen und -maßnahmen verletzt die Beschwerdeführenden in ihren Grundrechten 

aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG und in ihren verfassungsrechtlichen Freiheitsrechten, ins-

besondere Art. 2 Abs. 1 GG, in ihrer intertemporalen Dimension sowie, soweit es die 

Grundstückseigentümer abgeht, zusätzlich in Art. 14 Abs. 1 GG.  

 

I. Verletzung von Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und aus Art. 14 Abs. 1 

GG. 

 

Gegenüber den in Brandenburg lebenden Beschwerdeführenden bestehen wegen der 

Gefahren des Klimawandels Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und aus Art. 14 

Abs. 1 GG.107  

 

1. Umfang der Schutzpflichten 

 

a. Schutzpflicht gegenüber dem Leben und der Gesundheit, Art. 2 Abs. 2 S.1 GG 

Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG enthält die staatliche Pflicht, sich schützend und fördernd vor 

die in ihm genannten Rechtsgüter Leben und körperliche Unversehrtheit zu stellen und 

sie vor rechtswidrigen Eingriffen von Seiten anderer zu bewahren.108  

Im Beschluss vom 24. März 2021 hat das Bundesverfassungsgericht auch unter Verweis 

auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte festgestellt, 

dass die staatliche Schutzpflicht aus Art. 2 Abs. 2 Alt. 1 GG insbesondere auch zum 

 

 
106 So das Bundesverfassungsgericht auch zu den Reststrommengen der Atomkraftwerke: BVerfG, Urteil vom 6. 
Dezember 2016 - 1 BvR 2821/11 -, juris Rn. 211. 
107 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 143. 
108 BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 04. Mai 2011 – 1 BvR 1502/08 -, juris, Rn. 37. 
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Schutz vor den Gefahren des Klimawandels verpflichtet.109 Sie umfasst auch das Leben 

und die Gesundheit der Menschen.110 Diese Schutzpflicht ist – insbesondere mit Blick 

auf die irreversiblen Entwicklungen von Treibhausgasemissionen - auch in die Zukunft 

gerichtet und gewährleistet als objektives Verfassungsrecht ebenso den Schutz künftiger 

Generationen.111 Ihre Erfüllung erfordert einerseits, durch geeignete Maßnahmen einen 

Beitrag zur Begrenzung der menschengemachten Erderwärmung zu leisten und ande-

rerseits den Gefahren ergänzend durch positive Schutzmaßnahmen (Anpassungsmaß-

nahmen) zu begegnen.112  

 

Diese Verpflichtung trifft alle Glieder des Mehrebensystems. Solange die Länder derart 

weite Einwirkungsmöglichkeiten haben und im Bereich der Kompetenzen des Bundes 

weiterhin Lücken bestehen (s.o. unter B.V.), kann die Transformation zur Klimaneutrali-

tät nur bewältigt werden, wenn die staatliche Gewalt auf allen Ebenen ihren Schutzpflich-

ten nachkommt. 

 

b. Schutzpflicht aus der Eigentumsfreiheit, Art. 14 GG 

Ebenso erfasst Art. 14 Abs. 1 GG eine staatliche Schutzpflicht, die sich auf die Gefahren 

des Klimawandels insbesondere für Immobilien auswirkt.113 Mit dem Eigentum sind auch 

zugleich feste soziale Bindungen im örtlichen Umfeld bedroht. Insoweit erstreckt sich der 

Schutzauftrag des Art. 14 Abs. 1 GG auch auf die B����chtigung des zur „Heimat“ ge-

wachsenen sozialen Umfelds.114 

c. Verfassungsrechtliche Pflicht zu Klimaschutz durch Gesetz 

 

Die grundrechtlichen Schutzpflichten gegen die Folgen des Klimawandels hat der Staat 

durch Gesetz zu erfüllen. 

  

Zwar steht dem Gesetzgeber bei der Wahrnehmung der verfassungsrechtlichen Schutz-

pflichten grundsätzlich ein weiter Ermessensspielraum bezüglich der Wahl der Instru-

mente. Angesichts des Ausmaßes der drohenden Grundrechtsbeeinträchtigungen und 

 

 
109 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 144, 147. 
110 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 148 m.w.N. 
111 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 146, 148. 
112 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 144, 149, 150. 
113 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 171 m.w.N, 
114 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 171 m.w.N. 
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des zum Erreichen von Klimaneutralität erforderlichen gesellschaftlichen Transformati-

onsprozesses115 ergibt sich jedoch die verfassungsrechtliche Pflicht, Klimaschutzziele in 

Form eines Gesetzes verbindlich festzulegen. 

 

Die ergibt sich einerseits aus dem Demokratieprinzip, Art. 20 Abs. 1, Abs. 2 GG. Danach 

bleibt es dem Gesetzgeber als unmittelbar demokratisch legitimiertes Verfassungsorgan 

vorbehalten, im grundrechtssensiblen Bereich die wesentlichen Fragen selbst zu ent-

scheiden und die damit verbundenen Grundrechtseingriffe hinreichend vorzuzeich-

nen.116 Der Parlamentsvorbehalt beinhaltet, dass der Gesetzgeber die entscheidenden 

Grundlagen des zu regelnden Rechtsbereichs, die den Freiheits- und Gleichheitsbereich 

des Bürgers wesentlich betreffen, selbst festlegt und dies nicht dem Handeln der Ver-

waltung überlässt.117 Nur so können wesentliche Entscheidungen mit den Auffassungen 

der Öffentlichkeit differenziert abgestimmt werden und die Notwendigkeit und das Aus-

maß von Grundrechtseingriffen in öffentlicher Debatte in der Entscheidung abbilden.118 

Geradezu essentiell ist dabei die Beteiligung der parlamentarischen Opposition.119 Zwar 

ist es der Exekutive nicht gänzlich verwehrt, Regelungen in diesen Bereichen zu treffen, 

jedoch müssen die wesentlichen Fragen in einem formellen Gesetz geklärt werden.120 

Eine Übertragung an die Exekutive darf nur unter hinreichend bestimmter Vorgabe von 

Inhalt, Zweck und Ausmaß – und diesbezüglich unter Formulierung konkreter Zielvorga-

ben – und nur durch förmliches Gesetz erfolgen.  

 

Andererseits ergibt sich die Pflicht zu gesetzgeberischem Handeln auch aus der in Art. 

20a GG enthaltenen Pflicht zum Erreichen von Treibhausgasneutralität und der dafür 

erforderlichen, fundamentalen gesellschaftlichen Transformation. Eine derartige tiefgrei-

fende gesellschaftliche Veränderung wird viele Jahre in Anspruch nehmen.121 Sie ist da-

her rechtzeitig einzuleiten122 und kann nur durch frühzeitige Anreize, ambitionierter Ziel-

formulierung und dadurch entstehendem Planungsdruck gelingen.123 Der Gesetzgeber 

ist dazu berufen, diese langwierigen Entwicklungen alsbald in Gang zu bringen, damit 

 

 
115 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 37, 121. 
116 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. Vgl. 259f. 
117 BVerfG, Beschluss vom 08. Januar 1981 – 2 BvL 3/77 –, BVerfGE 56, 1-22, juris, Rn. 42. 
118 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. Rn. 260. 
119 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 260. 
120 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 260. 
121 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 121. 
122 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 248. 
123 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 254. 
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Emissionsreduktionen zur Erfüllung der Schutzpflichten nicht plötzlich, radikal und er-

satzlos erfolgen m�ssen.124 Nur eine gesetzgeberische und dadurch verbindliche Ent-

scheidung vermag diesen Planungsdruck und -horizont zu schaffen. Planungsinstru-

mente der Exekutive, wie ein „Klimaplan Brandenburg“, die keinerlei Verbindlichkeit hin-

sichtlich der Zielsetzung-, erreichung und Umsetzung haben und überdies, je nach Be-

lieben der spätestens alle vier Jahre neu gebildeten und der Gegenwartspräferenz ver-

hafteten Regierung, auch jederzeit ohne förmliches Verfahren geändert werden können, 

mögen ein zulässiges Instrument zur Umsetzung von gesetzlichen Klimaschutzzielen 

sein, für sich genommen sind sie zur Einleitung dieses Transformationsprozesses jedoch 

unzureichend.  

 

Mithin besteht eine Pflicht zu gesetzgeberischem Handeln, die innerhalb des Mehrebe-

nensystems insbesondere auch den brandenburgischen Gesetzgeber trifft. 

 

2. Verletzung der Schutzpflichten 

 

Es ist nur begrenzt verfassungsgerichtlich überprüfbar, ob das Land Brandenburg hin-

reichende Maßnahmen ergriffen hat, um seine grundrechtliche Schutzpflicht zu erfüllen. 

Dies ist auf die Herleitung solcher Schutzpflichten aus der objektiven Bedeutung der 

Grundrechte zurückzuführen. Es bleibt dem Gesetzgeber vorbehalten, seinen Einschät-

zungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zu nutzen, wenn er zum Schutz eines 

Rechtsguts verpflichtet ist.125  

 

Auch wenn dieser Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers bei der Erfüllung seiner 

grundgesetzlichen Schutzpflichten äußerst weit reicht, entzieht er sich nicht gänzlich der 

verfassungsgerichtlichen Kontrolle. Das Bundesverfassungsgericht „stellt die Verletzung 

einer Schutzpflicht dann fest, wenn Schutzvorkehrungen entweder �berhaupt nicht ge-

troffen sind, wenn die getroffenen Regelungen und Maßnahmen offensichtlich ungeeig-

net oder völlig unzulänglich sind, das gebotene Schutzziel zu erreichen, oder wenn sie 

erheblich hinter dem Schutzziel zur�ckbleiben.“126  

 

 

 
124 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 253. 
125 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 152 m.w.N. 
126 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 152, 172. 
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a. Gesetzgeberisches Unterlassen 

 

Dies ist im Fall des Unterlassens durch den brandenburgischen Gesetzgeber gegeben. 

Der Landesgesetzgeber hat keinerlei Schutzvorkehrungen zur Begrenzung des Klima-

wandels getroffen, denn er hat keine verbindlichen Regelungen zu Treibhausgasminde-

rungszielen oder konkret festgelegten Emissionsminderungen getroffen. Er zieht es vor, 

wirksame Klimaschutzmaßnahmen der Exekutive nach deren Belieben zu überlassen, 

ohne ihr dafür einen bestimmten Rahmen zu setzen und überprüfbare Zielvorgaben zu 

machen. 

 

Dabei müsste der Gesetzgeber aufgrund der Wesentlichkeit für die in Rede stehenden 

Grundrechte selbst tätig werden. Das Land Brandenburg ist historisch und auch aktuell 

für große Mengen an Treibhausgasemissionen verantwortlich (B.2.). Diese tragen zum 

anthropogenen Klimawandel bei und verursachen damit erhebliche Gefahren für die Ge-

sundheit, das Leben und das Eigentum der Beschwerdeführenden (B.B.I). Gleichzeitig 

verfügt Brandenburg über erhebliche eigene Kompetenzbereiche zur Regulierung von 

Treibhausgasemissionen (B.V.1.) – auch jenseits des bundesgesetzlich normierten Aus-

stiegs aus der Kohleverstromung. Zur Wahrnehmung der ausgelösten Schutzpflicht 

müsste der Landesgesetzgeber die wesentlichen Entscheidungen künftiger Grund-

rechtsgefährdungen durch Treibhausgasemissionen in seinem Kompetenzbereich 

selbst treffen und damit auch die zur Abwehr der Grundrechtsgefährdung erforderlichen 

Entwicklungen und umfassenden soziotechnologischen Transformationen durch gesetz-

liche Maßgaben anstoßen. Diese gesetzlichen Regelungen müssten, neben dem ver-

bindlichen Ziel der Treibhausgasneutralität, Maßgaben kontinuierlicher Minderung bis 

zur Treibhausgasneutralität enthalten, um den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

den Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG sowie Art. 14 Abs. 1 GG zu genügen. 

Die bloße politische Zielvorgabe von Treibhausgasneutralität genügt nicht, weil damit 

nicht festgelegt wäre, wie viel Treibhausgas in der Zwischenzeit emittiert werden 

dürfte.127 All dies lässt die bisherige Untätigkeit des Landesgesetzgebers trotz fortschrei-

tendem Klimawandel und seinen bereits spürbaren Folgen missen. 

 

Folglich sind im Kompetenzbereich des Landes in Ermangelung konkreter Vorgaben so-

wohl zum gegenwärtigen Zeitpunkt als auch in den nächsten 50 Jahren unbegrenzte 

 

 
127 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 155f. 
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Treibhausgasemissionen zugelassen. Dadurch lässt der brandenburgische Gesetzge-

ber dem Klimawandel freien Lauf und bringt die Belange der durch den Klimawandel 

gefährdeten Menschen und Eigentümern mit den einem strengeren Klimaschutz entge-

genstehenden Belangen nicht in Einklang. Ohne jegliche Zielvorgaben kann und wird 

aber auch das Klimaschutzgebot aus Art. 20a GG nicht erfüllt werden. Denn es ist für 

den Gesetzgeber mangels Zieldefinition schon gar nicht nachvollzieh- und feststellbar, 

ob die tatsächlichen Entwicklungen die Zielerreichung von Treibhausgasneutralität bis 

2050 überhaupt möglich erscheinen lassen. Gleichzeitig erhöht das Unterlassen die Ge-

fahr, die Temperaturschwelle von möglichst 1,5°C und deutlich unter 2°C wesentlich zu 

überschreiten und verstärkt die damit verbunden Risiken für die Gesundheit, das Leben 

und das Eigentum der Beschwerdeführenden. 

 

Dieses Unterlassen des Landesgesetzgebers verletzt insoweit seine Schutzpflichten aus 

Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG und Art. 14 Abs. 1 GG. 

 

b. Unerheblichkeit und Ungeeignetheit exekutiver Planungsinstrumente  

 

Die existierenden und in Planung befindlichen exekutiven Instrumente sind zur Erfüllung 

der Schutzpflichten sowohl ihrer Natur als auch ihrem Inhalt nach gänzlich ungeeignet. 

 

Der angekündigte Klimaplan Brandenburg und eine langfristige Klimaschutzstrategie 

können als exekutive Planungsinstrumente den verfassungsrechtlichen Schutzauftrag 

nicht hinreichend erfüllen. Zunächst ist der Plan – auch zwei Jahre nach seiner Ankün-

digung in einem ebenfalls unverbindlichen Koalitionsvertrag – noch nicht vollständig er-

arbeitet, geschweige denn mit seiner Umsetzung begonnen. Andererseits kann ein der-

artiges, überdies unverbindliches, Regierungshandeln die verfassungsrechtliche Hand-

lungspflicht des Gesetzgebers in solch wesentlichen Entscheidungen nicht ersetzen. 

 

Selbst wenn man eine rein exekutive Erfüllung der klimawandelbezogenen Schutzpflich-

ten für ausreichend erachten wollte, so bedürfte es eines Instrumentariums, das die Ge-

währleistung der verfassungsmäßigen Vorgaben mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 

sicherstellt. Auch dafür wären konkrete Minderungsziele, ein verfassungskonformer Re-

duktionspfad, regelmäßige Evaluationen und Möglichkeiten zur rechtzeitigen Nachjus-

tierung erforderlich. Dass der Klimaplan Brandenburg eine derart umfassende Gestalt 

annehmen wird, ist derzeit weder abzusehen noch zu erwarten. Nachdem sowohl Ge-
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setzgeber als auch Regierung des Landes Brandenburg über Jahre hinweg trotz Offen-

kundigkeit des Problems und der dadurch ausgelösten Schutzpflichten nicht tätig gewor-

den sind, können die Beschwerdeführenden zur Wahrung ihrer Grundrechte nicht länger 

auf das Prinzip Hoffnung verwiesen werden.  

 

Zur Schutzpflichterfüllung unzureichend wäre ein solcher Klimaplan überdies, weil er 

jegliche Verbindlichkeit missen ließe. Eine verbindliche (Zwischen-)Zielfestlegung wäre 

angesichts des Grades der drohenden Gefahren erforderlich. Denn andernfalls bliebe 

die Zielverfolgung und -erreichung das Ergebnis politischer Opportunität. Weder der 

Landesgesetzgeber noch die von den Folgen des Klimawandels Betroffenen könnten im 

Fall einer sich abzeichnenden Zielverfehlung die Exekutive – notfalls auch gegen ihren 

Willen – zum Ergreifen wirksamer Maßnahmen verpflichten. Eine zeitnahe Kontrollmög-

lichkeit auf Einhaltung der Ziele und die Vornahme erforderlicher Nachjustierungen ist 

aber essenziell, weil gerade die Entwicklung der Emissionen in diesem Jahrzehnt für die 

Einhaltung der verfassungsrechtlich maßgeblichen Temperaturschwelle entscheidend 

sein werden. Werden Klimaschutzziele lediglich in einem Planungsinstrument festgelegt, 

dem – wie auch dem Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung128 – keine Au-

ßenwirkung zukommt, so wird den durch diese Maßnahmen in ihren Grundrechten be-

troffenen Personen jeglicher Rechtsschutz verwehrt. Eine Pflicht zur verbindlichen Re-

gelung ergibt sich daher auch vor dem Hintergrund von Art. 19 Abs. 4 GG.    

 

Darüber hinaus ist auch abzusehen, dass der Klimaplan auf der Grundlage von Gutach-

ten erstellt wird, die überhaupt nicht auf das Erreichen von Klimaneutralität bis 2050 

ausgerichtet sind.129 Schon deshalb besteht kein Anlass für die Beschwerdeführenden, 

auf eine tatsächlich materiell verfassungskonforme Ausgestaltung zu hoffen.    

 

Schließlich bleiben auch die bislang ergriffeneren Exekutivmaßnahmen weit hinter dem 

verfassungsrechtlich gebotenen Schutzniveau zurück. Dies wird schon daraus ersicht-

lich, dass das aktuelle von der Landesregierung ausgegebene Minderungsziel mit der 

„Energiestrategie 2020“ aus dem Jahr 2008 stammt. Die Vorgabe einer Minderung der 

 

 
128 VG Berlin, Urteil der 10. Kammer vom 31. Oktober 2019 - VG 10 K 412.18 – Rn. 63. 
129 Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 Aktualisierung und Weiterentwicklung der 
Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, S.44, online unter 
https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf. 
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Emissionen von 57,9 Mt CO2 im Jahr 2008 auf 54,6 Mt CO2 im Jahr 2020 und anschlie-

ßend auf 22,8 Mt CO2 im Jahr 2030 zeigt bereits eindrücklich, dass schon damals nach 

der Maxime verfahren wurde, die Reduktionslast möglichst auf spätere Zeiträume auf-

zuschieben: 

 

 

Selbst die Einhaltung dieser Vorgaben stand 2019 mit 56,54 Mt CO2 noch in weiter 

Ferne. Vielmehr waren die Emissionen gegenüber 2009 und 2010 sogar zwischenzeit-

lich wieder erheblich auf über 63 Mt CO2 (2017) angestiegen. Letztlich wurde das Ziel 

für 2020 nur aufgrund der Auswirkungen der Pandemie mit geschätzten 51,17 Mt CO2 

erreicht.130 

 

Die Zielsetzung ist weder mit dem Kohleausstiegsgesetz noch dem Klimaschutzgesetz 

abgestimmt und überdies auch nicht mit den aktuellen Entwicklungen vereinbar, nach 

denen bis 2030 allein aus der Kohleverstromung noch CO2-Emissionen von 24 Mio t zu 

erwarten sind.131 Emissionen aus Landwirtschaft sind von der Zielvorgabe ebenso wenig 

 

 
130 Landesamt für Umwelt Brandenburg, Abschätzung der Treibhausgasemissionen im Land Brandenburg in 2020, 
12.02.2020, S. 2. 
131 Der Braunkohlebedarf für die Stromerzeugung in der Lausitz wird für 2030 mit 24 Mio t angegeben. Eine Tonne 
Braunkohle verursacht eine Tonne CO2, vgl. Prognos AG, Gutachten zur Energiestrategie Brandenburg 2040 
Aktualisierung und Weiterentwicklung der Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg, Endbericht, 31.05.2021, 

Entwicklung der CO2-Emissionen in Brandenburg, Energiestrategie 2030, S. 21 
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erfasst wie andere Treibhausgase (insb. CH4, NO2). Klimaneutralität war zur Zeit der For-

mulierung der Energiestrategie überhaupt nicht auf der Agenda der Landesregierung. 

Ihrer Natur als bloße politische Zielvorgabe entsprechend bildet sie auch keine Grund-

lage für die Ableitung von Konsequenzen bei einer Zielverfehlung. Es ist noch nicht ein-

mal erkennbar, ob, wie lange und unter welchen Voraussetzungen sich die Exekutive an 

diese veraltete Zielmarke gebunden fühlt. Schließlich wird darauf hingewiesen, dass 

selbst bei unterstellter Erreichung des 2030-Ziels der Energiestrategie noch Emissionen 

von 9,12 Mt CO2 / Kopf blieben. Es ist nicht erkennbar, wie ausgehend von einem derart 

hohen Wert rechtzeitig Klimaneutralität erreicht werden soll. 

 

Die Energiestrategie 2020 ist folglich zur Gewährleistung eines adäquaten Schutzni-

veaus, unabhängig von dem Mangel an gesetzlicher Grundlage und Verbindlichkeit, je-

denfalls offensichtlich ungeeignet.  

 

II. Verletzung intertemporaler Freiheitsrechte 

 

Darüber hinaus verletzt das Unterlassen des brandenburgischen Gesetzgebers die ver-

fassungsrechtlichen Freiheitsrechte der Beschwerdeführenden, insbesondere Art. 2 

Abs. 1 GG, in ihrer intertemporalen Dimension.  

 

1. Rechtfertigungsbedürftige eingriffsähnliche Vorwirkung 

 

Das Grundgesetz verpflichtet alle staatlichen Stellen zum Klimaschutz. Das Klima-

schutzgebot ist vor allem durch Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasen zu ver-

folgen und verpflichtet den Staat zum Erreichen von Klimaneutralität (a.).132  Auch der 

Landesgesetzgeber ist Adressat der Klimaschutzverpflichtung (b.). Das gesetzgeberi-

sche Unterlassen hinsichtlich des Erlasses von Regelungen zur Emissionsminderung 

bewirkt die Erlaubnis des Ausstoßes unbegrenzter Mengen klimawirksamer Treibhaus-

gase für die kommenden Jahre. Dieses Unterlassen entfaltet eine eingriffsähnliche Vor-

wirkung auf die intertemporalen Freiheitsrechte der Beschwerdeführenden, die einer ver-

fassungsrechtlichen Rechtfertigung bedürfen (c.). 

 

 

 
S. 25, Abbildung 16, online unter https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Prognos-
Gutachten Fortschreibung Energiestratgie%20Bbg 2040.pdf.   
132 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 198. 
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a. Verfassungsrechtliche Vorgaben des Art. 20a GG 

 

Art. 20a GG verpflichtet den Staat und damit auch die Länder zum Klimaschutz.133 Das 

Klimaschutzgebot ist vor allem durch Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasen 

zu verfolgen und verpflichtet den Staat zum Erreichen von Klimaneutralität.134 Somit bil-

det die Staatszielbestimmung den verfassungsrechtlichen Maßstab, gegen den jedwede 

weitere Treibhausgasemission zu rechtfertigen ist.135 

 

Durch Übernahme des Ziels aus Art. 2 Abs. 1 lit. a Pariser Übereinkommen (PA), die 

Erderwärmung auf deutlich unter 2 °C und möglichst auf 1,5 °C gegenüber dem vorin-

dustriellen Niveau zu begrenzen, hat der Bundesgesetzgeber in § 1 Satz 3 KSG das 

Klimaschutzgebot aus Art. 20a GG – in derzeit wohl noch verfassungsmäßiger Weise136 

– auf die im PA genannte Temperaturschwelle konkretisiert. Sie ist damit als verfas-

sungsrechtlich vorgegebene Temperaturgrenze durch alle staatliche Gewalt zu beach-

ten und bildet den Maßstab für die verfassungsgerichtliche Kontrolle.137 Art. 20a GG bin-

det als justiziable Rechtsnorm138 insoweit auch die Landesregierung und den Landesge-

setzgeber.139 Damit wäre auch hiernach jedenfalls die Temperaturschwelle des Paris 

Abkommens maßgeblich.  

 

Art. 20a GG verpflichtet also, den globalen Temperaturanstieg auf deutlich unter 2°C 

und möglichst auf 1.5°C zu begrenzen und außerdem zur Einhaltung dieser Ziele recht-

zeitig Klimaneutralität zu erreichen. Damit ist jedwede CO2-intensive Freiheitsbetätigun-

gen an Art. 20a GG zu messen, dieser bindet den Gesetzgeber und bildet insoweit einen 

Rahmen für die verfassungsrechtlich notwendigen Reduktionen von CO2-Emissionen.140 

  

 

 
133 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 198. 
134 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 198. 
135 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 198. 
136 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 212. 
137 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 185, 205, 210 f. 
138 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 205. 
139 Zur Bindung der Länder an Art. 20a GG, vgl. Maunz/Dürig, GG-Kommentar, 93. EL 2020, Art. 20a GG, Rn. 4a. 
140 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 112, 205 ff. 
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b. Der Bundesstaat als Adressat des verfassungsrechtlichen Klima- und Frei-

heitsschutzauftrags 

 

Die Länder sind als Träger hoheitlicher Gewalt ebenfalls Adressaten des verfassungs-

rechtlichen Klimaschutzgebots aus Art. 20a GG, sie sind ebenfalls zur Wahrung der im 

Grundgesetz verbürgten Freiheitsrechte verpflichtet.  

 

Die Länder tragen mit der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Quellen der Treibhaus-

gasemissionen eine wesentliche (Mit-)Verantwortung für den Klimawandel. Seiner „be-

sonderen Verantwortung“141 ist sich der brandenburgische Gesetzgeber bewusst, ohne 

allerdings ein strukturelles gesetzgeberisches Konzept vorzulegen, das ansatzweise ge-

währleistet, dass das bisher nur politisch gesetzte Ziel der Klimaneutralität bis 2050 über 

die Zeit fair verteilt eingehalten werden.  

 

Gleichzeitig kommt den Ländern ein wesentlicher Gestaltungs- und Handlungsspielraum 

im Bereich des Klimaschutzes zu, bei dessen Ausfüllung sie diesen Verpflichtungen ge-

recht werden müssen. Dazu gehören sowohl die originären Gesetzgebungskompeten-

zen, die Vollziehung von Bundes- und Landesrecht sowie die nicht-vollziehende Landes-

verwaltung (s.o. unter B.V.1.).  

 

Einer verfassungsrechtlichen Klimaschutzverpflichtung steht nicht entgegen, dass Lan-

desregierung und Landesgesetzgeber ausschließlich für das jeweilige Bundesland ent-

sprechende Maßnahmen ergreifen können und dies nicht die erforderlichen Entwicklun-

gen auf Bundesebene oder internationaler Ebene etablieren würde.142 Die Landesebene 

nimmt im Mehrebenensystem trotzdem eine herausragende Rolle ein.143 Klimaschutz ist 

nur durch effektives Handeln auf allen Stufen des Mehrebenensystems realisierbar. Auf-

grund unterschiedlicher Gesetzgebungskompetenzen ist es dem Bund gar nicht möglich, 

in jeglichen Sektoren ausreichende emissionssparende Maßnahmen zu verwirklichen.  

 

 

 
141 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz (MLUK) Brandenburg, Klimaschutz, online unter 
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/klimaschutz/.  
142 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 250.  
143 Schilderoth/Papke, Strukturelemente der Landesklimaschutzgesetze, Würzburger Berichte zum 
Umweltenergierecht Nr. 42 vom 27.05.2019, S. 19. 
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Man stelle sich nur vor, dass der Bund im Verkehrssektor seine Ziele nicht erreicht – ein 

aktuell nicht gerade unrealistisches Szenario. Der Bund muss dann ein Sofortprogramm 

nach § 10 KSG aufstellen, hat aber nur begrenzte Handlungsmöglichkeiten, da sich die 

ordnungsrechtlichen Rechtsgrundlagen zu Eingriffen im Landesrecht finden, auch der 

Vollzug von Eingriffsmöglichkeiten des Bundesrechts, wie etwa in § 45 StVO, obliegt den 

Ländern. Der Beitrag der Länder zu einem effektiven und funktionierenden Klimaschutz 

ist daher mindestens ebenso groß wie der des Bundes, nur mit dem Unterschied, dass 

der Bund eine gesetzliche Struktur mit dem KSG geschaffen hat, die geeignet ist, für 

ausreichenden Klimaschutz zu sorgen und viele Länder bisher gar keine oder nur unzu-

reichende Klimaschutzgesetze erlassen haben und somit jegliches Konzept vermissen 

lassen, das eine Einhaltung der Ziele erwarten lässt.  

 

Es verbleiben insoweit in Ermangelung eines brandenburgischen Klimaschutzgesetzes 

große Lücken. Jede Ebene muss alles in ihrer Macht Stehende tun, um die Erreichung 

der eigenen Klimaziele zu ermöglichen. Es kann nicht darauf verwiesen werden, dass 

auf anderen Ebenen bestimmte Beiträge zum Klimaschutz geleistet werden. Nach der 

über Art. 20a GG abgesicherten Klimaschutzverpflichtung sind gerade im Hinblick auf 

künftige Generationen bereits jetzt ausreichende Maßnahmen auf sämtlichen Ebenen 

des föderalen Staates zu ergreifen.  

 

c. Eingriffsähnliche Vorwirkung durch gesetzgeberisches Unterlassen 

 

Die Entscheidung des Landesgesetzgebers, kein Klimaschutzgesetz zu erlassen, ent-

faltet eingriffsähnliche Vorwirkung auf die durch das Grundgesetz geschützte Freiheit 

der Beschwerdeführenden.  

 

Insbesondere die allgemeine Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 Abs. 1 GG, aber auch alle 

weiteren verfassungsrechtlich gewährleisteten Freiheitsgrundrechte, schützen sämtliche 

menschliche, und damit regelmäßig auch treibhausgasintensive, Freiheitsbetätigungen 

gegen ungerechtfertigte staatliche Beschränkung.144 Weil aber mit jeder weiteren Treib-

hausgasemission das zur Einhaltung der durch Art. 20a GG vorgegebenen Temperatur-

schwelle verbleibende Budget an Treibhausgasemissionen geringer wird, wirken sich 

die heute zugelassene Treibhausgasemission unmittelbar auf die Freiheitsbetätigungen 

 

 
144 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 184. 



53 

 

von morgen aus. Je weiter der Klimawandel voranschreitet und je mehr von dem endli-

chen Treibhausgasbudget verbraucht wird, umso dringlicher und massiver werden staat-

liche Freiheitsbeeinträchtigungen zur Verhinderung von Treibhausgasemissionen und 

umso stärker wiegt das verfassungsrechtliche Klimaschutzgebot in der Abwägung mit 

diesen Freiheitsrechten. Zusätzlich gewinnen auch die staatlichen Schutzpflichten, ins-

besondere aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, an Gewicht.  

 

Es ist daher „das Verfassungsrecht selbst, das mit jedem Anteil, der vom endlichen CO2-

Budget verzehrt wird, umso dringender aufgibt, weitere CO2-relevante Freiheits-

aus�bung zu unterbinden.“145 Im Ergebnis müssen in Zukunft immer drastischere Ein-

schränkungen der Freiheitsrechte als verfassungsmäßig gerechtfertigt in Kauf genom-

men werden, je mehr Treibhausgas heute emittiert wird.146 Diese vom Bundesverfas-

sungsgericht als „rechtlich vermittelte eingriffsähnliche Vorwirkung“ beschriebene Aus-

wirkungen der aktuellen staatlichen Emissionsmengenregelungen stellen bereits heute 

einen Grundrechtseingriff dar. 

 

Konkret herbeigeführt wird die vorwirkende Grundrechtsgefährdung durch das Unterlas-

sen des Landesgesetzgebers in Brandenburg. Denn in Ermangelung konkreter Rege-

lungen zum Verbrauch von CO2-Emissionsmengen in den nächsten Jahren werden au-

tomatisch unbegrenzte Mengen zugelassen. Auf diese Weise verzehrt der Verbrauch 

nicht begrenzter Jahresemissionsmengen notwendig und unumkehrbar Teile des ver-

bleibenden CO2-Budgets.147 Dies geht zwangsläufig mit einer „unumkehrbar ange-

legte[n] rechtliche[n] Gefährdung ��ftiger Freiheit“ 148 einher.  

 

Die Verfassung selbst schreibt zwar keinen Verteilungsschlüssel für die Aufteilung des 

nationalen Restbudgets auf die einzelnen Bundesländer vor. Diese stellt vielmehr – wie 

auch die Verteilung des globalen Budgets auf die einzelnen Staaten149 – eine politische 

Entscheidung dar. Insofern ist das verbleibende Restbudget des Landes Brandenburg 

nicht zahlengenau verfassungsrechtlich determiniert. 

 

 

 
145 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 187. 
146 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 186 ff. 
147 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 187. 
148 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 186. 
149 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 225. 
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Eine solche wird auch die sehr unterschiedlichen tatsächlichen Gegebenheiten in den 

einzelnen Ländern berücksichtigen müssen. Der absolute und der pro-Kopf-Ausstoß von 

Treibhausgasen variiert. Grund hierfür sind vor allem die Standorte von Kohlekraftwer-

ken und treibhausgasintensiven Industrien wie die Stahlproduktion. Bundesländer wie 

Brandenburg, Nordrhein-Westfalen oder das Saarland kommen daher auf deutlich hö-

here pro-Kopf-Emissionen, wobei Brandenburg diesbezüglich den Spitzenwerten von 

über 20 Tonnen CO2 pro Jahr und Einwohner erreicht.150 Folglich wird diese Bundeslän-

der, und insbesondere das Bundesland Brandenburg, auch eine absolut und relativ sehr 

viel größere Reduktionslast treffen.  

 

Nichtdestotrotz stellt eine Verteilung der verbleibenden Emissionen nach aktueller Ein-

wohnerzahl eine naheliegende151 Vergleichsgröße, die auch der SRU seiner Berech-

nung des nationalen CO2-Budgets zugrunde gelegt hat (s.o. BB.II.). Die Verteilung des 

verbleibenden nationalen Restbudgets von 6,7 Gigatonnen CO2 ab 2020 zur Einhaltung 

einer Temperaturschwelle von 1,75°C würde, verteilt auf die gesamte deutsche Bevöl-

kerung, ein Restbudget von insgesamt ca. 80 Tonnen CO2 ergeben. Ein solches wäre in 

Brandenburg bei einem derzeitigen pro-Kopf-Ausstoß von deutlich über 20 Tonnen CO2 

schon 2024 verbraucht. 

 

Selbst wenn zur Berücksichtigung der strukturellen Besonderheiten von Brandenburg 

als stromexportierendes Braunkohleland die Emissionen aus der Energieproduktion her-

ausgerechnet werden, verbleibt ein pro-Kopf-Ausstoß von 8,34 Tonnen CO2 im Jahr 

2019.152 Die Zahlen aus der Energiestrategie 2030 geben Anlass zur Annahme, dass 

dieser Wert seit 2010 von damals 5,24 Tonnen erheblich angestiegen ist.153 Bei einem 

unveränderten Ausstoß von 8,34 Tonnen CO2 wäre das pro-Kopf-Budget von 80 Tonnen 

jedenfalls bis zum Jahr 2030 komplett aufgebraucht.  

 

Insofern wären alsbald entsprechende Maßnahmen zur Emissionsreduktion von unzu-

mutbarem Ausmaß erforderlich, um den verfassungsrechtlichen Anforderungen des 

 

 
150 LiKi Länderinitiative Kernindikation, Kohlendioxidemissionen, online unter 
https://www.lanuv nrw.de/liki/index.php?indikator=607&aufzu=1&mode=indi.  
151 VG Berlin, Urteil der 10. Kammer vom 31. Oktober 2019 - VG 10 K 412.18 – Rn. 87. 
152 Gesamtemissionen 2019 = 56,54 Mt CO2; Emissionen aus Energiegewinnung = 35,7 Mt CO2 vgl. Landesamt für 
Umwelt Brandenburg, Abschätzung der Treibhausgasemissionen im Land Brandenburg in 2020, 12.02.2020, S. 2. 
153 Ausgehend von den Angaben in der Tabelle auf S. 21 der Energiestrategie 2030 wurden 2010 ca. 3,5 Tonnen in 
Industrie und Gewerbe, 5,4 Tonnen im Verkehr und 4,2 Tonnen in privaten Haushalten emittiert, insgesamt also 13,1 
Tonnen CO2 bei einer Bevölkerung von ca. 2,5 Mio. Menschen emittiert.  
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durch Art. 20a GG festgelegten Emissionsrahmens und der grundrechtlichen Schutz-

pflicht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und Art. 14 Abs. 1 GG zu genügen.154  

 

Die in naher Zeit ausgestoßenen Treibhausgasmengen stehen im Zeitraum danach nicht 

mehr zu Verfügung. Zu ihrer Einsparung wird das Land Brandenburg zunehmend inten-

siv in die Freiheitsrechte eingreifen müssen. Damit gefährdet der brandenburgische Ge-

setzgeber die intertemporale Freiheitssicherung durch die Gewährung unbegrenzter 

Emissionsmengen.  

 

Das gesetzgeberische Unterlassen hat somit eine irreversible, eingriffsähnliche Vorwir-

kung auf die zukünftig bleibenden Möglichkeiten, die aus dem Grundgesetz verbürgten 

Freiheitsrechte tatsächlich auszuüben. Eine solche Freiheitsbeschränkung bedarf der 

verfassungsrechtlichen Rechtfertigung. 

 

2. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung 

 

Eine verfassungsrechtliche Rechtfertigung dieser akuten Gefahr künftiger Freiheitsein-

bußen setzt voraus, dass der Nichterlass von Vorschriften mit den elementaren Grun-

dentscheidungen des Grundgesetzes vereinbar sind und zu keinen unverhältnismäßigen 

Belastungen der k�nftigen Freiheit der Beschwerdef�hrenden f�hren.155  

 

a. Unvereinbarkeit mit Art. 20a GG 

Diese Gefährdung der Freiheitsrechte ist bereits wegen einer Verletzung objektiven Ver-

fassungsrechts verfassungswidrig. Es liegt ein Verstoß gegen Art. 20a GG vor. 

Art. 20a GG verpflichtet den Staat und damit auch die Länder zum Klimaschutz.156 Das 

Klimaschutzgebot ist vor allem durch Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasen 

 

 
154 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 246. 
155 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 188. 
156 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 198. 
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zu verfolgen und verpflichtet den Staat zum Erreichen von Klimaneutralität.157 Somit bil-

det die Staatszielbestimmung den verfassungsrechtlichen Maßstab, gegen den jedwede 

weitere Treibhausgasemission zu rechtfertigen ist.158 

Das Ziel aus Art. 2 Abs. 1 lit. a Pariser Übereinkommen (PA) ist als verfassungsrechtlich 

vorgegebene Temperaturgrenze durch alle staatliche Gewalt zu beachten und bildet den 

Maßstab für die verfassungsgerichtliche Kontrolle.159 Damit ist jedwede CO2-intensive 

Freiheitsbetätigungen an Art. 20a GG zu messen, dieser bindet den Gesetzgeber und 

bildet insoweit einen Rahmen für die verfassungsrechtlich notwendigen Reduktionen von 

CO2-Emissionen.160 

 

Der Landesgesetzgeber muss seine CO2-relevanten Entscheidungen stets an den ver-

fassungsrechtlich verbindlichen Gradzielen des Art. 20a GG messen. Die Entscheidung, 

kein Landesklimaschutzgesetz zu erlassen und somit auf jegliche Verbindlichkeit hin-

sichtlich der Reduktion von Emissionsmengen und deren Überwachung zu verzichten, 

hat zur Folge, dass gegenwärtig und in den kommenden Jahren unbegrenzte Mengen 

an Treibhausgasemissionen in Brandenburg ausgestoßen werden können. Gemessen 

an dem Ziel, die Erwärmung der Erde auf deutlich unter 2 °C und möglichst auf 1,5 °C 

zu begrenzen, bedeutet diese Entscheidung lediglich Klimaschutz „ins Blaue hinein“. 

Dies reicht nicht aus, um den verfassungsrechtlich verbindlichen Vorgaben des Art. 20a 

GG zu genügen. Das Unterlassen des brandenburgischen Gesetzgebers, klimaschüt-

zende Regelungen zu erlassen, verstößt somit gegen das Klimaschutzgebot des Art. 

20a GG. 

 

b. Verhältnismäßigkeit 

 

Aus dem Verhältnismäßigkeitsgebot leitet sich die Verpflichtung des Gesetzgebers ab, 

das CO2-Restbudget so aufzuteilen, dass damit einhergehende Freiheitseinbußen trotz 

steigender Klimaschutzanforderungen weiterhin zumutbar ausfallen und zukünftige Ge-

nerationen nicht einseitig die Reduktionslast zu tragen haben.161 Denn wenn den künfti-

gen Generationen die größten Teile der Reduktionslast überlassen werden, wird für 

 

 
157 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 198. 
158 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 198. 
159 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 185, 205, 210 f. 
160 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 112, 205 ff. 
161 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 192; Meyer, NJW 2020, 894 (896f.). 



57 

 

diese eine Vollbremsung der Emissionen – verbunden mit schwerwiegenden Freiheits-

einbußen – nicht mehr vermeidbar sein.162  

 

Diese abzusehenden Einschränkungen kann der Landesgesetzgeber durch Festlegung 

geeigneter Ziele und Schaffung der Instrumente zu ihrer Einhaltung vorbeugen und ver-

hindern. Die von ihm definierten Reduktionsziele müssen daher zum jetzigen Zeitpunkt 

hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf künftige Freiheitsbetätigungen verhältnismäßig 

sein.163 Dieser Prüfungsmaßstab wird durch den objektiven Schutzauftrag in Art. 20a GG 

verstärkt, der sich ganz explizit an den Gesetzgeber wendet. Darin ist, neben dem Kli-

maschutzgebot, der Schutz künftiger Generationen bereits im Wortlaut angelegt. Es ver-

bieten sich solche Maßnahmen hinsichtlich der CO2-Reduktion, die sich einseitig zulas-

ten künftiger Generationen auswirken.  

 

Soweit sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine verlässlichen Feststellungen zu 

zukünftigen Freiheitseinschränkungen durch die unausweichliche Pflicht zur Reduktion 

von Treibhausgasen treffen lassen, muss der Gesetzgeber dennoch wirksame Maßnah-

men ergreifen, welche derartige Risiken jedenfalls erheblich einschränken.164 Insoweit 

kann der Gesetzgeber zur Ergreifung von vorausschauenden Maßnahmen verpflichtet 

sein, um die zukünftige Reduktionslast grundrechtsschonend zu bewältigen. 

 

aa. Notwendige Vorkehrungen 

 

Das Grundgesetz verpflichtet also zur Eindämmung von Gefahren erheblicher Grund-

rechtsbeeinträchtigungen und zu einem schonenden Umgang mit Grundrechten.165 

 

Erforderlich ist die Formulierung eines Reduktionspfades, der den verfassungsrechtli-

chen Anforderungen genügt und im Einklang mit dem verbleibenden Restbudget an 

Emissionen letztendlich zum Ziel der Klimaneutralität führt.166 

 

Zwar kann der Gesetzgeber die im Einzelnen erforderlichen Entwicklungen kaum im De-

tail vorgeben. Er muss aber die „grundlegende Voraussetzungen und Anreize daf�r […] 

 

 
162 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 192. 
163 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 192. 
164 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 194. 
165 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 245. 
166 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 255. 
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schaffen, dass diese Entwicklungen einsetzen.“167 Das erfordert Planungsentscheidun-

gen, die absehbar werden lassen, „dass und welche Produkte, Dienstleistungen, Infra-

struktur-, Verwaltungs- und Kultureinrichtungen, Konsumgewohnheiten oder sonstigen 

heute noch CO2-relevanten Strukturen schon bald erheblich umzugestalten sind“.168 Da-

mit die grundlegende gesellschaftliche Transformation hin zur Klimaneutralität überhaupt 

noch rechtzeitig möglich ist, muss auch Brandenburg seinen gesamten Handlungsspiel-

raums in allen seinen Kompetenzbereichen ausschöpfen.  

 

Die Länder haben auch in praktischer Hinsicht die Möglichkeit, einen entwicklungsför-

dernden Planungshorizont zu schaffen. Gerade im Hinblick auf deren ausschließliche 

Gesetzgebungskompetenz ist enormes Potential für die Schaffung von Anreizen für kli-

maneutrale Alternativen und Entwicklungen gegeben. Dies betrifft insoweit das Pla-

nungs-, Bildungs-, Kommunal-, Bauordnungs- sowie Verwaltungsorganisationsrecht für 

Landes- und Kommunalbehörden (s.o. unter B1.B.V). 

 

Legte der Landesgesetzgeber beispielsweise frühzeitig fest, dass für die mit der Landes-

planung verbundenen Infrastrukturen ab einem bestimmten Zeitpunkt nur noch be-

stimmte jährliche Emissionsmengen zur Verfügung stehen, könnte dies Anreiz und 

Druck für die Entwicklung und Verbreitung alternativer Techniken und der dafür erforder-

lichen Infrastruktur entfalten. In der Folge müssten zum Beispiel die Länder ihre Raum-

ordnungspläne dergestalt anpassen, dass diese flächendeckend die Freihaltung zusam-

menhängender Waldgebiete als Kohlendioxid-Senken oder bestimmter Flächen für So-

laranlagen gewährleisten.169 Auch könnte der Gesetzgeber zur Einsparung von Emissi-

onen im Bauordnungssektor verpflichten. Insoweit bestünde die Verpflichtung, spezifi-

sche Maßnahmen in den Bauordnungen zu etablieren, die das enorme Potential der 

Energieeinsparung in Gebäuden hinreichend ausschöpfen. Dies würde wiederum die 

Entscheidung von Bürgerinnen und Bürgern beim Bau von Häusern oder Kauf von 

Grundstücken beeinflussen und somit klimaneutrale Anreize schaffen.  

 

Das Verfassungsrecht gibt also vor, dass Reduktionsmaßgaben hinreichend weit in die 

Zukunft auf einem Reduktionspfad festgelegt werden müssen, um den erforderlichen 

Planungshorizont zu gewährleisten.170 Dass diese Entwicklungen rechtzeitig – und damit 

 

 
167 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 248. 
168 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 249. 
169 Vgl. Reidt, DVBl 2011, 789 (793 f.). 
170 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 253 m.w.N. 



59 

 

alsbald – beginnen, ist erforderlich, um künftige Freiheit nicht plötzlich, radikal und er-

satzlos beschneiden zu müssen.171 Darüber hinaus besteht die Verpflichtung des Ge-

setzgebers, die geeigneten gesetzlichen Rahmenbedingungen und Voraussetzungen zu 

treffen, um die Einhaltung des Reduktionspfades sicherzustellen. Dies erfordert es, über 

ein Mindestmaß an Verbindlichkeit der Minderungsziele hinaus entsprechende Kontroll- 

und Korrekturmöglichkeiten bei der Umsetzung des formulierten Emissionsreduktions-

pfades bereitzustellen.  

 

Diese Pflichten ergeben sich schon aus dem Vorbehalt des Gesetzes und dem Demo-

kratieprinzip, wonach der unmittelbar demokratisch legitimierte Gesetzgeber in grund-

rechtssensiblen Bereichen die wesentlichen Entscheidungen selbst und damit Eingriffe 

in die Freiheitsrechte hinreichend bestimmt vorzuzeichnen hat.172 Die für die Grund-

rechtsausübung wesentlichen Entscheidungen dürfen weder offen gelassen noch ohne 

hinreichend bestimmte Vorgaben und Leitplanken an die Exekutive delegiert werden. 

Damit muss die eingriffsähnliche Vorwirkung entfaltende Regelung von Emissionsmin-

derungszielen durch den Gesetzgeber auch hinreichend bestimmt vorgeben, unter wel-

chen Voraussetzungen Freiheitsgefährdungen durch Zielverfehlung zulässig sein und 

welche Folgen diese haben sollen.  

 

bb. Verletzung durch das Unterlassen des Landesgesetzgebers 

 

Der brandenburgische Gesetzgeber hat bislang keine Regelung getroffen, die zugelas-

sene Emissionsmengen eingrenzt. Es existiert zum gegenwärtigen Zeitpunkt kein Re-

duktionspfad für das Land Brandenburg. Ohne jegliche Festlegung eines solchen Pfades 

sind weder eine faire Verteilung von Freiheitschancen über die Zeit noch die Einleitung 

der zum Erreichen von Klimaneutralität erforderlichen Transformation denkbar. Es fehlt 

daher an den hier grundrechtlich zur Freiheitssicherung �ber Zeit und Generationen hin-

weg gebotenen Vorkehrungen zur Abmilderung der hohen Emissionsminderungslasten, 

die der Landesgesetzgeber durch seine Untätigkeit auf Zeiträume in weiter Zukunft ver-

schoben hat und die er dann wegen Art. 20a GG und wegen des grundrechtlich gebote-

nen Schutzes vor klimawandelbedingten Schädigungen (auch) den Beschwerdef�hren-

den wird auferlegen müssen. 

 

 
171 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 253. 
172 BVerfG, Beschluss vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 –, juris, Rn. 260 m.w.N. 



60 

 

Darüber hinaus wurden keine Instrumente bereitgestellt, um zur Eindämmung der Ge-

fahr unverhältnismäßiger Freiheitseinbußen einen Reduktionspfad durch ein Mindest-

maß an Verbindlichkeit, Überprüfbarkeit und durch Möglichkeiten zur Nachbesserung 

und Reaktion auf Zielverfehlung sicherzustellen zu können. 

Die Untätigkeit ist daher insoweit verfassungswidrig, als es die derzeit nicht hinreichend 

eingedämmte Gefahr schwerwiegender Grundrechtsbeeinträchtigungen in der Zukunft 

begr�ndet.  

 

III. Verletzung der Rechtspositionen der Beschwerdeführenden  

 

Die Beschwerdeführenden sind – wie vorgetragen – dem anthropogenen Klimawandel 

in besonderer Weise ausgesetzt.   

 

Die Beschwerdeführenden belastet der Klimawandel außerordentlich stark, da sie auf-

grund ihres jungen Alters die gravierendsten Folgen des Klimawandels noch selbst erle-

ben werden. Die Beschwerdeführenden werden noch bis (weit) über das Jahr 2080 le-

ben.173 Ohne zusätzliche Maßnahmen könnte sich die Erde im Laufe ihres Lebens um 

bis zu 5 °C erwärmen. In einem solchen Szenario drohen in Brandenburg jedes Jahr 

tödliche Hitzewellen, starke Atemwegsbelastungen durch Waldbrände, deutlich anstei-

gende Feinstaubbelastung und Ozonbildung, eine größere Ausbreitung von Allergien 

und Krankheiten, sowie regelmäßiger Starkregen und andere Extremwettereignisse. Die 

Lebensgrundlagen der Beschwerdeführerenden werden zusätzlich durch das ungewisse 

Eintreten von Kipppunkten bedroht. Beim Eintreten von Kipppunkten, beispielsweise ei-

nem Abbruch des Golfstroms, und folgenden Kettenreaktionen drohen apokalyptische 

Umweltveränderungen.  

  

Das Unterlassen des brandenburgischen Gesetzgebers verletzt daher sowohl die staat-

lichen Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG und Art. 14 Abs. 1 GG als auch die 

subjektiven Grundrechte auf intertemporale Freiheitssicherung der Beschwerdeführen-

den. 

  

 

 
173 Statistisches Bundesamt, Kohortensterbetafeln für Deutschland, 2017, S. 343f., 943f. 
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IV. Anträge  

 

Nach alledem ist der Verfassungsbeschwerde stattzugeben. 

 

Es wird beantragt:  

 

1. Das Unterlassen des brandenburgischen Landtages, verbindliche Klima-

schutzziele und das Erreichen von Klimaneutralität gesetzlich zu verankern, 

verletzt die Beschwerdeführenden in ihren Grundrechten aus Art. 2 Abs. 2 S. 

1 und Art. 14 Abs. 1 GG sowie ihren Freiheitsrechten, insbesondere Art. 2 

Abs. 1 GG, in ihrer intertemporalen Dimension. 

 

2. Der Landtag Brandenburg ist verpflichtet, innerhalb einer durch das Bundes-

verfassungsgericht zu bestimmenden angemessenen Frist einen Redukti-

onspfad zur Erreichung von Treibhausgasneutralität gesetzlich festzulegen 

und geeignete Sicherungsmechanismen für den Fall einer prognostizierten 

oder eingetretenen Zielabweichung zu schaffen. 
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